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1969 als »Arbeitskreis Grundschule« gegründet, ist 
der Grundschulverband von Anfang an Fachverband 
für kind- und zeitgemäße Grundschulpädagogik und  
-forschung sowie Reformverband zur Durchsetzung 
der Bildungsansprüche von Grundschulkindern in  
Politik und Schulalltag. 
Heute zählt der Grundschulverband mehr als 8.500 
Mitglieder – darunter 2.500 Grundschulen aus allen 
Teilen unseres Landes.

l Der Grundschulverband engagiert sich auf drei  
Arbeitsfeldern, deren Zusammenspiel die weitere Ent-
wicklung der Grundschule ermöglicht und stützt: 
Schulpraxis, die die Verschiedenheit der Kinder res-
pektiert und Kinder fördernd und herausfordernd be-
gleitet; 
Forschung, die wichtige Entwicklungsaspekte unter-
sucht, erhellt und Schulentwicklung kritisch-konstruk-
tiv begleitet; 
Schulpolitik, die Rahmenbedingungen für eine mo-
derne, d. h. kindgerechte Grundschule schafft.

l So ist der Grundschulverband: 
Praxiswerkstatt mit Grundschultagen und -kongres
sen, Fortbildungen, Büchern und seiner Zeitschrift; 
Denkfabrik mit zündenden Ideen für moderne Päda-
gogik und Bildungspolitik; 
Bürger- und Bildungsinitiative als »pädagogische 
Lobby« für Grundschulkinder, deren Eltern und Päda-
gogInnen.

l Im Grundschulverband finden Sie Kontakte und 
Austausch mit gleich gesinnten Kolleginnen und Kol-
legen, mit anderen Grundschulen, die sich auf den 
Weg gemacht haben: in unseren Landesgruppen in 
allen Bundesländern, auf Grundschulkongressen, bei 
Grundschultagen und Fortbildungen.
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Liebe Leserinnen und Leser von »Grundschule aktuell«,
liebe Mitglieder des Grundschulverbandes, liebe Interessierte,

mit diesem Informationsheft möchte Ihnen der 
Grundschulverband die Programmatik des Verbandes 
und den aktuellen Diskussionsstand zu wesentlichen 
Fragen der pädagogischen Arbeit in der Grundschule/
Grundschularbeit vorlegen. 
Der Grundschulverband tritt ein für eine Schule für 
alle Kinder, eine Schule, die Kindern Raum bietet, 
miteinander und gemeinsam mit Erwachsenen zu le­
ben, zu lernen und ihre Fähigkeiten zu zeigen. Kinder 
müssen sich angenommen und ernst genommen füh­
len, um Motivation und Lernzuversicht entwickeln 
zu können. Der Grundschulverband tritt ein für eine 
leistungsgerechte Schule, die Herausforderungen für 
alle Kinder bereithält und kein Kind beschämt.

Standpunkte
In sieben Standpunkten präzisiert der Grundschul­
verband sein Verständnis über eine moderne Grund­
schule, das Lernen der Kinder und die professionelle 
Arbeit in der Grundschule. Diese Standpunkte sind 
das Ergebnis der langen Diskussionstradition im Ver­
band. Zu Beginn des Jahres 2013 liegen die Stand­
punkte in aktualisierter Form vor. 
Eine Beschreibung der aktuellen Lage führt in jeden 
Standpunkt ein, daraus abgeleitet folgen die jeweiligen 
Forderungen. 

Standpunkte des Grundschulverbandes 
●● Gemeinsamer Bildungsauftrag:  
Zusammenarbeit von Familie, Kindertages­
einrichtung und Grundschule
●● Schulanfang: Den Schulanfang kindgerecht 
gestalten
●● Sprachenlernen: Mehrsprachigkeit von Kindern 
fördern
●● Leistung: Das Können aller Kinder entwickeln 
helfen und würdigen 
●● Ganztagsschule:	 von der Stundenschule zur 
Ganztagsgrundschule
●● Inklusive Schule: Die Verschiedenheit der Kinder  
respektieren – die Grundschule für alle Kinder 
öffnen
●● Schulentwicklung: Grundschule entwickeln –  
Gestaltungsspielräume schaffen 

Mit den Standpunkten zeigt der Grundschulverband 
notwendige Entwicklungen für die Schulpraxis auf 
und formuliert Forderungen an die Bildungspolitik. 
Mehr Bildungsgerechtigkeit ist das Ziel.
Noch immer ist in Deutschland die Grundschule 
überproportional unterfinanziert. »Vom Kopf auf die 
Füße« stellen lautet seit der ersten PISA-Studie (2001) 
eine grundlegende Forderung, denn für die privilegier­
te gymnasiale Oberstufe werden noch immer deutlich 

mehr Steuergelder eingesetzt als für die Grundschule. 
Bildungsökonomisch eine Fehlplanung, denn einem 
Spitzenplatz im internationalen Vergleich bezogen auf 
die Oberstufe steht eine Unterfinanzierung der frühen 
Bildungsförderung gegenüber. Die Umschichtung ist 
überfällig, um die grundlegende Bildung für alle Kin­
der zu stärken und mehr Bildungsgerechtigkeit herzu­
stellen. Die Forderungen der Standpunkte machen auf 
die Stellen aufmerksam, an denen neben der Verän­
derung der pädagogischen Ansätze Investitionen un­
abdingbar sind. Vorrangig braucht eine kindgerechte 
und leistungsfördernde Grundschule mehr Zeit für die 
Kinder.

An die Standpunkte angefügt ist eine gemeinsame 
Grundsatzposition der »Initiative Länger gemein-
sam lernen«, die für die Überwindung des geglieder­
ten Schulwesens nach Klasse 4 eintritt. Diese Position 
wurde vom Grundschulverband und vom Gesamt­
schulverband im Jahr 2001 beschlossen und wird in­
zwischen von zahlreichen Verbänden/Gruppierungen 
unterstützt mit dem Ziel: eine gemeinsame Schule für 
die Dauer der Pflichtschulzeit. 
Die gemeinsame Grundsatzposition stellt in der aktu­
ellen Diskussion um die Umsetzung der »Konvention 
der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen« eine wichtige Ergänzung zu den 
Standpunkten dar.

Leitkonzept zeitgemäßer Grundschularbeit
Weiterhin informiert Sie dieses Heft über die neun 
Prinzipien aus dem Leitkonzept des Grundschulver­
bandes zu zeitgemäßer Grundschularbeit. Zusam­
mengestellt wurde dieses Leitkonzept bereits im Jahr 
2003. Heute – zehn Jahre später – hat es nichts an Ak­
tualität und Herausforderung verloren.

Die Umsetzung der in den Standpunkten, im Leitkon­
zept und in den Forderungen zur Bildungsgerechtig­
keit benannten Bedingungen wäre ein bedeutsamer 
Schritt für die Erfüllung der Forderung des Grund­
schulverbands: 

Allen Kindern gerecht werden

Maresi Lassek,
Vorsitzende  des 

Grundschulverbandes

Maresi Lassek

Vorwort
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Leitkonzept

Leitkonzept zeitgemäßer  
Grundschularbeit

Grundlegende Bildung

Die Grundschule ist eine Einrichtung 
der Gesellschaft für die Kinder. Sie hat 
die Aufgabe, sowohl die Bildungsan­
sprüche der Kinder in der Gesellschaft 
als auch die Bildungsansprüche der 
Gesellschaft an die Kinder zu realisie­
ren. Damit die Kinder an den sozialen 
und kulturellen Errungenschaften 
der Menschheit teilhaben können, 
muss die Schule dazu beitragen, das 
vorhandene Wissen der Kinder zu 
differenzieren und zu erweitern; sie 
muss den Kindern helfen, neue Lern­
möglichkeiten und neue Erfahrun­
gen zu erschließen. Die Schule soll 
aber auch den Fortbestand von Kul­
tur und Demokratie sichern und den 
jungen Menschen die für den Erhalt 
und die Weiterentwicklung unseres 
Gemeinwesens notwendigen Kennt­
nisse, Fähigkeiten und Kompetenzen 
vermitteln, damit die nachwachsende 

Generation Verantwortung überneh­
men und Staat und Gesellschaft mit- 
und neugestalten kann. 

Beide Ziele können nur erreicht 
werden, wenn die Ansprüche der In­
dividuen und die Ansprüche der Ge­
sellschaft im Bildungsprozess selbst 
immer gleichzeitig zum Tragen kom­
men. Das nennen wir Grundlegende 
Bildung. Grundlegende Bildung 
nimmt die Erfahrungen, die die Kin­
der aus der vorschulischen Sozialisa­
tion mitbringen, auf und vermittelt 
ihnen die für den weiteren Bildungs- 
und Lebensgang erforderlichen Ba­
siskompetenzen. Diese umfassen 
Sachwissen, Methoden- und Verfah­
renswissen, Selbstkompetenz, soziale 
Kompetenz, Wertebewusstsein, Ein­
stellungen und Haltungen.

Als für unsere Kultur typische Be­
reiche grundlegender Bildung gelten 1):

●● Einführungen in Grundformen 
der menschlichen Verständigung wie
–	 die Erziehung zum gemeinsamen 

Dialog (miteinander Sprechen),
–	 die Einführung in die Schrift­

kultur,
–	 die Einführung in basale  

mathematische und natur­
wissenschaftliche Interpretations­
muster der Welt;
●● Einführungen in grundlegende 

ästhetische Ausdrucks- und Gestal
tungsformen wie
–	 Musik,
–	 künstlerisches Gestalten,
–	 Sport-, Spiel- und Bewegungs­

erziehung;
●● die Auseinandersetzung mit Sinn- 

und Glaubensfragen und die Auf-
klärung über die verschiedenen Re-
ligionen;
●● die Auseinandersetzung mit 

Grundfragen des menschlichen Zu-
sammenlebens: 
–	 Schlüsselthemen der Kindheit, wie 

zum Beispiel Freundschaft und Ri­
valität, die Beziehungen zu den Er­
wachsenen, Leistungsbewusstsein 
und Leistungsängste, Entdeckung 
der Sexualität, Umgang mit Zärt­
lichkeit und Aggressivität, Orien­
tierung in der Konsumwelt und 
viele andere mehr;

–	 aber auch globale Menschheits­
probleme, die schon die Kinder 
unmittelbar berühren, wie zum 
Beispiel Umgang mit Konflikten, 
Krieg und Frieden, Gerechtigkeit 
unter den Völkern, der Erhalt der 
natürlichen Lebensgrundlagen auf 
der Erde und anderes mehr.

Die Inhalte und Gegenstände grund­
legender Bildung werden in den ty­
pischen Lernbereichen der Grund­
schule – Sprache, Mathematik, Sach­
unterricht, Ästhetik und Religion – 
sowie in lernbereichsübergreifenden 
Projekten bearbeitet.
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Neun Prinzipien zeitgemäßer Grundschularbeit

Die im Folgenden dargelegten Prin­
zipien sind nur im Zusammenhang 
aller in ihnen enthaltenen Grund­
positionen sinnvoll. Sie konkretisie­
ren insgesamt ein Grundverständnis 
zeitgemäßer Primarschularbeit, das 
in dem Begriff »ermutigende Pädago­
gik« zusammengefasst werden kann: 
Die Schule soll die bereits erworbe­
nen Selbstlernfähigkeiten der Kin­
der aufgreifen und weiterentwickeln 
und das Kind als Subjekt des Lernens 
immer wieder ermutigen, sich alle 
notwendigen Kompetenzen und Er­
kenntnisse möglichst selbstständig 
anzueignen – selbstverständlich im­
mer mit der gezielten Unterstützung 
seiner Lehrerinnen und Lehrer und 
immer im sozialen Raum der Klas­
sengemeinschaft. 

Lernen als Selbst­
aneignung der Welt
Jeglicher Unterricht dient der Erwei­
terung der Selbst- und Welterfahrung 
der Kinder. Lernen bedeutet Selbst- 
und Neukonstruktion der Welt. Da­
mit sich Bildung ereignen kann, muss 
die Schule den Kindern die Gelegen­
heit eröffnen, ihren eigenen Fragen 
zu dieser Welt möglichst selbststän­
dig nachzugehen und sie möglichst 
selbstständig einer (vielleicht zu­
nächst nur vorläufigen) Lösung zuzu­
führen. Darbietend-erarbeitende und 
mäeutische Verfahren, Lehrgangsun­
terricht, Projektarbeit, entdeckendes 
Lernen und Prozesse kreativen Schaf­
fens sollten sich ergänzen. Gelegen­
heiten eigen-aktiven Handelns der 
Schülerinnen und Schüler sind Situ­
ationen der bloßen Belehrung vor­
zuziehen. Alle Erfahrungen, die die 
Schule den Kindern vermittelt, sollen 
diese dazu anregen, selber weitere 
Erfahrungen zu machen und immer 
mehr Fähigkeiten und Kenntnisse er­
werben zu wollen.

Geborgenheit und Lebensfreude
Ihrer Aufgabe als Lernort kann die 
Grundschule nur gerecht werden, 
wenn sie eine dem Leben der Kinder 
bekömmliche Stätte ist. Sie hat – ge­
nauso wie die Eltern – eine Pflicht zur 

umfassenden Sorge für das physische 
und psychische Wohlbefinden der 
Kinder. Dies bezieht sich auf die Qua­
lität der Raumgestaltung, die Zeit­
strukturen und die Qualität der Un­
terrichtsangebote ebenso wie auf die 
Haltung, mit der die Schule und ihre 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
den Kindern begegnet, aber auch auf 
die Hilfe in besonderen Notlagen. Je 
höher die Ansprüche der Gesellschaft 
an den Umfang und die Qualität der 
Grundbildung steigen, umso mehr 
muss die Pädagogik auf das Recht der 
Kinder achten, auch noch Kind sein 
zu dürfen, Fehler machen zu dürfen, 
ausreichend Zeit zum Wachsen und 
zur Entwicklung zu haben. 

Damit ist keine naive »Kuschel­
pädagogik« gemeint. Anstrengung 
und Freude am Lernen schließen ei­
nander nicht aus, sondern bedingen 
sich wechselseitig. Es geht darum, 
das Wohlbefinden der Kinder in der 
Schule sicherzustellen, um ihnen ei­
gene Lernanstrengungen und Ler­
nerfolge zu ermöglichen.

Grundschule als Leistungsschule
Grundschulkinder sind in der Regel 
begierig, wichtige Dinge zu tun: Sie 
wollen etwas leisten. Sie genießen 
ihre Lernfortschritte und suchen 
die Anerkennung ihrer Bemühun­
gen durch die Erwachsenen, durch 
Mitschülerinnen und Mitschüler. 
Wo die Leistungsmöglichkeiten 
einzelner Kinder noch unterentwi­
ckelt sind, ist ihre Leistungsbereit­
schaft behutsam, aber zielstrebig 
zur Entfaltung zu bringen. Fehlen­
des Selbstvertrauen und mangeln­
de Leistungszuversicht sind durch 
Situationen der Könnenserfahrung 
im Unterricht zu überwinden. Die 
Leistungsfähigkeit der Schülerinnen 
und Schüler ist somit abhängig von 
der Unterrichtsgestaltung und der 
Unterrichtsqualität.

Dabei darf Bildung nicht mit Lei­
stungssport verwechselt werden. Wer 
das Lernen zum Wettkampf macht, 
produziert notwendigerweise Ver­
lierer. Die Grundschule bereitet ihre 
Schülerinnen und Schüler auf die 

bestehende Wettbewerbsgesellschaft 
dadurch am besten vor, dass sie im­
mer wieder das Selbstvertrauen der 
Kinder stärkt und ihnen – insbeson­
dere bei den bisweilen unvermeid­
lichen Niederlagen – immer wieder 
neu Strategien des Lernens und der 
Erfahrungserweiterung aufzeigt und 
neue Gelegenheiten der Könnenser­
fahrung eröffnet. 

Dies gilt insbesondere für jene Kin­
der, die in bildungsfernen und ent­
wicklungshemmenden Umgebungen 
aufwachsen. Diese Kinder wenden 
wegen fehlender familialer Unterstüt­
zung viel Energie für die Bewältigung 
alltäglicher Lebensprobleme auf. 
Oftmals fehlt ihnen die Kraft für die 
Konzentration auf schulische Inhalte. 
Sie bedürfen besonderer Anerken­
nung und Ermutigung. Ihre ohnedies 
geringe schulische Leistungsfähigkeit 
wird unter Wettkampfbedingungen 
vollends zerstört.

Allemal ist zu beachten, dass es 
in der Grundschule immer »Band­
breiten der Entwicklung« gibt. Für 
eine Schule mit in der Regel sehr 
heterogener Zusammensetzung ist 
es normal und unabänderlich, dass 
verschiedene Kinder die für alle ge­
meinsamen Ziele immer in jeweils 
unterschiedlicher Annäherung oder 
Ausprägung erreichen. Wichtig ist, 
dass kein Kind hinter sich selbst zu­
rückbleibt und am Ende ein jedes so 
viel geschafft hat, wie man bei opti­
maler Förderung durch die Schu­
le von ihm erwarten durfte. Diese 
Feststellung setzt jedoch eine konti­
nuierliche differenzierte Lern- und 
Leistungsdiagnostik und ehrliche 
Lernerfolgsrückmeldungen voraus.

Lernen an bedeutsamen Inhalten
Kinder sind intelligente Wesen. 
Auch ihre Lebenszeit ist kostbar. 
Die Schule sollte sie nicht mit Nich­
tigkeiten verschwenden. Für die Bil­
dung der Kinder ist nicht die Menge 
des vermittelten Wissens wichtig, 
sondern die Qualität der Aneignung 
und die unmittelbare Sinnhaftig­
keit der Lernaktivitäten. Der Unter­
richt soll daher die Intelligenz der 
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Kinder und ihre Freude an eigener 
Verantwortung durch angemessene 
Herausforderungen aufgreifen, die 
einen Bezug zum Leben haben und 
den Kindern Gelegenheit bieten, sich 
an bedeutsamen Aufgaben zu be­
währen. Nur Lernerlebnisse, die als 
wichtig und als auch in der außer­
schulischen Welt sinnvoll und wirk­
sam erfahren werden, hinterlassen 
nachhaltige Spuren im Denken und 
Erleben der Kinder und regen zu 
weiterem Lernen an.

In Zusammenhängen lernen
Bildung vollzieht sich nicht im 
»Durchnehmen« von Stoffen und 
Anhäufen von Einzelkenntnissen, 
sondern nur in der bewussten Durch­
dringung von Zusammenhängen. 
Der Unterricht soll daher den Kin­
dern die Zusammenhänge zwischen 
den einzelnen Lernbereichen und 
Lerngegenständen erschließen und 
so weit und so oft wie möglich Füh­
len, Denken, Forschen und Handeln 
sowie kreatives Gestalten in der Ar­
beit an lernbereichsübergreifenden 
Vorhaben miteinander verbinden. 
Sach- und Methodenkompetenz wer­
den nur erlangt, wenn die Schule den 
Schülerinnen und Schülern Sach- 
und Sinnzusammenhänge erschließt 
und dadurch erst wirkliches Verste­
hen ermöglicht.

Lernen in der Gemein­
schaft mit anderen
Obwohl sich Bildung bei jedem Kind 
individuell vollzieht, ist sie doch im­
mer angewiesen auf Prozesse von 
Austausch und Dialog, von wechsel­
seitiger Beratung und Unterstützung 
in der Gruppe. Niemand kann ganz 
für sich allein glücklich werden und 
viele Ziele können nur in Solidarität 
und gemeinsamer Anstrengung er­
reicht werden. Die Grundschule soll 
den Kindern daher die Möglichkeit 
erschließen, sich mit ihren Mitmen­
schen produktiv und zum wechsel­
seitigen Vorteil aller auseinander zu 
setzen. Dazu muss sie Prozesse des 
sozialen Lernens fördern, die Koope­
rationsfähigkeit der Kinder stärken 
und für die Prozesse der Welt-aneig­
nung nutzen. Hierzu gehören auch 

die Entwicklung von Kritikfähigkeit 
und die Anleitung zum produktiven 
Umgang mit Konflikten und zu einer 
angemessenen Streitkultur.

Gleichzeitigkeit von Diffe­
renzierung und Integration
Kein Kind im Grundschulalter sollte 
von der gemeinsamen Schule für alle 
ausgeschlossen werden. Alle Schüle­
rinnen und Schüler sollen mit ihren 
persönlichen Voraussetzungen und 
Erfahrungen sowie ihren konkreten 
Möglichkeiten angenommen werden, 
alle Unterrichtsbemühungen sollen 
an diese meist sehr unterschiedlichen 
Erfahrungen und Möglichkeiten an­
knüpfen. Dazu müssen die Unter­
richtsangebote selbst hinreichend dif­
ferenziert sein. 

Angesichts der Unterschiedlich­
keit der Voraussetzungen gelingt die 
optimale Förderung jedes einzel­
nen Kindes am ehesten dort, wo die 
Schülerinnen und Schüler arbeits­
teilig an größeren Vorhaben tätig 
sind, zu denen sie alle eigene Beiträ­
ge auf dem ihnen jeweils angemes­
senen Niveau einbringen können. 
Das unvermeidliche Üben einzelner 
Fertigkeiten erfolgt demgegenüber 
am besten in weitgehend individu­
alisierten Unterrichtsarrangements. 
Projektunterricht, Wochenplanun­
terricht und Freiarbeit ersetzen da­
her in integrativen Grundschulen 
einen hohen Anteil des herkömm­
lichen Großgruppenunterrichts mit 
der ganzen Klasse. Besondere Förde­
rangebote für einzelne Schülerinnen 
und Schüler können weitgehend in 
den Regelunterricht integriert erteilt 
werden. Der Grundsatz lautet: mög­
lichst individuelle Förderung der 
einzelnen Schülerinnen und Schüler 
in der Gemeinsamkeit der Verschie­
denen. 

Chancengleichheit und 
Achtung vor dem Anderen
Erziehung und Unterricht in der 
Grundschule sollen der Differenz in 
den Erfahrungen, Denkmustern und 
Interessen von Kindern unterschied­
lichen Geschlechts, unterschiedli­
cher sozialer, ethnischer, sprachli­
cher oder kultureller Herkunft sowie 

unterschiedlicher religiöser Über­
zeugung Rechnung tragen: Alle Kin­
der, gleich welchen Geschlechts und 
gleich welcher Herkunft, sollen glei­
chermaßen beachtet und gefördert 
werden, ihre teilweise unterschied­
lichen Interessen und Fähigkeiten 
sollen in Unterricht und Schulleben 
gleichermaßen zum Zuge kommen. 
Es geht darum, Chancengleichheit 
und Teilhabe aller an den Errun­
genschaften unserer Gesellschaft zu 
ermöglichen sowie die Achtung vor 
der Individualität und den unveräu­
ßerlichen Rechten des jeweils Ande­
ren zu stärken.

Grundschule als Lern­
feld für Demokratie 
Die Grundschule ist eine Schule der 
Demokratie. Die Mitwirkung an der 
Gestaltung einer gerechten und für 
alle Menschen lebenswerten Welt 
muss schon im Grundschulalter geübt 
werden. Die Grundschule ist daher 
gehalten, die Mitwirkungsmöglich­
keiten der Kinder an der Gestaltung 
des Unterrichts, des Schullebens und 
der in der Schule gepflegten Um­
gangsformen vom ersten Tag an auf­
zugreifen, auszuschöpfen und durch 
angemessene Beteiligungsformen 
weiterzuentwickeln. Dies betrifft die 
Wahl einzelner Unterrichtsthemen 
und Inhalte ebenso wie die Wahl von 
Lernzeiten und Lernpartnern, von 
Lernwegen und Methoden, aber auch 
die Mitbestimmung über die Rege­
lung gemeinsamer Angelegenheiten 
im Zusammenleben der Schulge­
meinde sowie die Mitgestaltung ein­
zelner Veranstaltungen und Höhe­
punkte des Schullebens. 

Selbstverständlich bleibt es das 
Recht der gewählten Volksvertre­
tungen, die Grundsätze des Bildungs­
wesens zu definieren. Die Partizipa­
tion der Betroffenen – der Kinder, 
der Eltern, der Pädagoginnen und 
Pädagogen – an allen die Schule we­
sentlich prägenden Entscheidungen 
ist jedoch gleichzeitig sicherzustellen.
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Bedingungen zeitgemäßer Grundschularbeit

Die genannten Ansprüche und Prin­
zipien zeitgemäßer Grundschularbeit 
lassen sich nur in einem Gesamt­
rahmen realisieren, der diesen An­
sprüchen auch Rechnung trägt. Die 
Grundschule in Deutschland ist tra­
ditionell sehr dürftig ausgestattet. Sie 
erhält bei weitem nicht die Ressour­
cen, die diese Gesellschaft bereitstel­
len könnte und die sie den »höheren« 
Schulen auch selbstverständlich be­
reitstellt. Im internationalen Ver­
gleich sehen unsere Grundschulen 
ärmlich aus. Damit untergraben Po­
litik und Gesellschaft die Lernmög­
lichkeiten der Kinder und verhindern 
die Entfaltung von Leistungen, die sie 
den Schulen gleichzeitig abfordern. 

Dieser Zirkel der Unzulänglichkeit 
kann nur durch vermehrte Investiti­
onen in die frühen Jahre durchbro­
chen werden. Nach wie vor gilt die 
einfache Wahrheit, dass sich Investi­
tionen in die frühen Jahre am höch­
sten rentieren und dass sich alles, 
was in der frühen Kindheit versäumt 
wird, in späteren Jahren nur noch mit 
beträchtlichem Mehraufwand und 
meist geringerem Erfolg kompensie­
ren lässt. Es sind nicht nur die Kin­
der, es ist die Gesellschaft als Ganze, 
die ein Recht und einen Anspruch 
auf eine hochwertige Grundbildung 
aller hat. Dafür muss sie aber auch 
entsprechend lernförderliche Umge­
bungen bereitstellen.

Zu einer lernförderlichen Umge­
bung zählen folgende Selbstverständ­
lichkeiten, die in Deutschland leider 
bislang nur an wenigen Grundschu­
len realisiert sind.

Unterrichtskultur
●● Die Kinder erhalten genügend zu­

sammenhängende Lernzeiten und 
können die Erfahrung machen, dass 
ihre (vielleicht nur vorläufigen) Er­
kenntnisse und Lernschritte wahrge­
nommen, geachtet und anerkannt 
und ihre Lernbemühungen ernst ge­
nommen werden.
●● Die Kinder haben die Möglichkeit, 

in Projekten zu arbeiten und die sich 
ihnen darin bietenden Handlungs- 
und Gestaltungsfreiräume zu nutzen.

●● Die Kinder finden in der Schule eine 
das entdeckende Lernen anregende 
und unterstützende Lernumgebung 
vor: Die Klassenzimmer sind als Werk­
statt eingerichtet, bieten Zugang zu  
unterschiedlichen Lern- und Arbeits­
materialien und sind mit zeitgemäßen 
Medien ausgestattet. Die Kinder haben 
reichhaltige Möglichkeiten des Zu­
griffs auf Bücher, Geräte und Informa­
tionsquellen. Computer mit Internet­
anschluss stehen in jedem Klassenzim­
mer, die Lehrerinnen und Lehrer sind 
in der pädagogisch sinnvollen Nut­
zung solcher Medien für Grundschul­
kinder geschult und sicher.
●● Das Schulgebäude und der Schulhof 

sind ebenfalls als Anregungsräume 
gestaltet und bieten vielfältige Heraus­
forderungen unterschiedlichster Art.
●● Kinder erhalten die Möglichkeit und 

werden darin unterstützt, außerschuli­
sche Lernorte zu nutzen und die Erfah­
rung der »originalen Begegnung« zu 
machen. Eltern und außerschulische 
Expertinnen und Experten kommen 
häufig in die Schule und bringen ihre 
Erfahrungen in den Unterricht ein.

Systembedingungen
●● Die Pädagoginnen und Pädagogen 

arbeiten regelmäßig im Team, unter­
stützen sich wechselseitig und sind 
mit der permanenten Weiterentwick­
lung ihrer Schule befasst. Diese Schul­
entwicklungsarbeit wird als normaler 
und unverzichtbarer Bestandteil heu­
tiger Lehrerarbeit anerkannt und auch 
auf die Gesamtarbeitszeit der Pädago­
ginnen und Pädagogen angerechnet.
●● Die Schulen verfügen über ein ho­

hes Maß an Autonomie hinsichtlich 
der Verwendung der ihnen zustehen­
den Finanzmittel, der Personalstun­
den, der Gestaltung des schuleigenen 
Zeitkonzeptes einschließlich der Ge­
staltung der Stundenpläne sowie hin­
sichtlich der Personalauswahl bei 
Stellenbesetzungen. 
●● Als »verlässliche Grundschulen« 

verfügen zeitgemäße Grundschulen 
auch über einen hinreichenden Stun­
denpool für Vertretungen, so dass sich 
die Eltern darauf verlassen können, 
dass ihre Kinder während der Schul­

zeit unter allen Umständen pädago­
gisch angemessen betreut werden.
●● Das physische Wohl der Kinder 

wird gewährleistet, z. B. durch ausrei­
chend Bewegung, ausreichende Ru­
hephasen, Bereitstellung von Geträn­
ken und einem gesunden Imbiss 
sowie Maßnahmen der allgemeinen 
Gesundheitsvorsorge in der Schule.
●● Schließlich ist es kein Zufall, dass 

die skandinavischen Länder, die – im 
Gegensatz zu Deutschland – bei den 
internationalen Leistungsvergleichs­
studien immer sehr gut abschneiden, 
in der Grundschule mit deutlich ge­
ringeren Klassenstärken beginnen als 
die deutsche Grundschule. Während 
dort in den frühen Schuljahren Klas­
sengrößen weit unter 20 Kindern 
selbstverständlich sind, sind bei uns 
Klassenstärken von 22, 25 oder gar 30 
Kindern in den Anfangsklassen eher 
die Norm als die Ausnahme. Damit 
ist nicht nur die Zuwendungszeit der 
Pädagoginnen pro Kind extrem be­
grenzt, sondern auch die Möglichkeit 
zu differenzierten Unterrichtsange­
boten. Zeitgemäße Grundschulen 
verfügen daher über eine angemesse­
ne Personalausstattung, die Klassen­
größen unter 20 Kindern in den Ein­
gangsklassen möglich macht. 2)

Die Eltern sind an allen wesent­
lichen Strukturentscheidungen betei­
ligt und arbeiten vertrauensvoll und 
kooperativ mit den Pädagoginnen 
und Pädagogen zusammen.

Anmerkungen
(1) vgl. hierzu vertiefend: Gabriele Faust-
Siehl, Ariane Garlichs, Jörg Ramseger, 
Hermann Schwarz, Ute Warm (1996): 
Die Zukunft beginnt in der Grundschule. 
Empfehlungen zur Neugestaltung der 
Primarstufe, unter Mitarbeit von Klaus 
Klemm. Frankfurt/M.: Grundschulver­
band Band 9
(2) Während in der Sekundarstufe keine 
direkte Abhängigkeit des Schulerfolgs von 
der Klassenstärke nachgewiesen wurde, 
gilt für die frühen Jahre der Grundschule 
das Gegenteil: Hier sind die positiven 
Effekte kleiner Klassen insbesondere für 
Kinder aus benachteiligten Lebensverhält­
nissen und für Migrantenkinder empirisch 
belegt. Dies entspricht im Übrigen nur 
dem gesunden Menschenverstand.
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Zusammenarbeit von Familie, 
Kindertagesstätte und Grundschule

Zur Lage

Kinder haben von Anfang an ein 
Recht auf Bildung und auf förderliche 
Bedingungen für ihre Entwicklung. 
Dies ist die gemeinsame Verantwor­
tung von Familie, Kindertagesstätte 
(Kita) und Schule.

Da Entwicklungs- und Bildungs­
prozesse in starkem Maß von indi­
viduellen und sozialen Bedingungen 
abhängen, verlaufen sie von Kind zu 
Kind unterschiedlich. Auf die He­
terogenität der Kinder müssen Kita 
und Schule für eine bestmögliche 
Förderung eine adäquate Antwort 
finden, die zudem aufeinander abge­
stimmt ist.

Zurzeit ist die Anschlussfähigkeit 
von Familie, Kita und Schule bezogen 
auf Bildung, Erziehung und Betreu­
ung bundesweit immer noch unzurei­
chend. Der Erfolg hängt häufig vom 
Engagement einzelner Beteiligter ab. 
Es besteht zwischen Kita und Schule 

gemeinsamer inhaltlicher Entwick­
lungsbedarf, um zu abgestimmten 
Bildungskonzepten und aufbauenden 
Bildungsangeboten zu kommen. Sol­
che Vorhaben müssen professionell 
gestaltet werden und auf eine struk­
turelle Verankerung zielen, damit sie 
eine nachhaltige Wirkung entfalten 
können.

Im Unterschied zu anderen euro­
päischen Ländern ist die Kooperati­
on in Deutschland erschwert durch 
unterschiedliche Ausbildung und 
Besoldung, die auch Ausdruck der 
unterschiedlichen gesellschaftlichen 
Wertschätzung der Arbeit in Kitas 
und Grundschulen ist. Zusätzlich 
trennend wirkt sich die Anbindung 
an verschiedene Ministerien (Soziales 
und Bildung) in einigen Bundeslän­
dern aus.

Zu viele Kinder mit besonderen 
Belastungen, die von Geburt an fami­

lienergänzender Förderung sowohl 
in der Familie als auch in Krippe, 
Kita und Schule bedürfen, erhalten 
die ihnen zustehenden elementaren 
Bildungsmöglichkeiten nicht. Früh­
förderung und integrative Förderung 
in Kitas bilden noch immer kein be­
gleitendes, bedarfsgerechtes System. 
Die Kette der integrativen Förderung 
wird durch unterschiedliche Zustän­
digkeiten bei Übergängen durchbro­
chen, auch beim Übergang von der 
Kita in die Schule.

Für die elementaren Bildungsmög­
lichkeiten wurde in den vergangenen 
Jahren viel getan. Derzeit steht der 
quantitative Ausbau von Krippen­
plätzen im Mittelpunkt. Es mangelt 
jedoch an begleitenden Systemen für 
die Familien und letztendlich an Res­
sourcen und der Abstimmung der 
institutionellen Unterstützungsstra­
tegien.

Der Grundschulverband fordert

Gemeinsamkeit des 
Bildungsauftrags von Kita und 
Grundschule – gemeinsame 
Bildungskonzepte
Nicht erst in der Schule werden so­
ziale und emotionale Kompetenzen 
entwickelt, Sach- und Umweltwissen 
erworben, beginnen das Mathemati­
klernen und der Schriftspracherwerb. 
Kitas und Grundschulen verbindet 
der Auftrag, tragfähige Bildungs­
grundlagen zu schaffen, dabei die 
Unterschiedlichkeit der Kinder als 
Normalität wahrzunehmen und in­
dividuelle Lernwege in Zusammen­
arbeit mit der Familie zu unterstüt­
zen. Immer muss an Lernprozesse 
angeknüpft und Begonnenes weiter­
geführt werden. In einigen Bundes­
ländern gibt es Bildungspläne für 

die Altersstufen von einem bis zu 
sechzehn Jahren, die noch mit Leben 
gefüllt werden müssen. Die Abstim­
mung mit Lehr- und Rahmenplänen 
ist zu vollziehen. Das Bildungsver­
ständnis von Elementar- und Primar­
bereich über Lerninhalte, Methoden 
und angestrebte Kompetenzen muss 
sich annähern.  

Verankerung von Kooperation 
in den Bildungskonzepten 
und in der Ausbildung
Aufgabe von Familie, Kita und 
Grundschule ist es die jeweiligen 
Übergänge gemeinsam zu gestal­
ten. Zum Wohl des einzelnen Kin­
des müssen Vereinbarungen über 
Grundlagen getroffen und ein jeweils 
individueller Weg gefunden werden. 

Diese Kooperation zwischen den El­
tern und den Institutionen ist ein Ge­
bot der Bildungsverantwortung. Da­
bei sollen einerseits die Spezifika der 
Institutionen zum Tragen kommen, 
andererseits soll die Anschlussfähig­
keit in den individuellen Entwick­
lungs- und Lernprozessen gesichert  
werden.

Schulanfang, die Nahtstelle zwi­
schen der elementaren und der schu­
lischen Bildung, bedeutet für alle 
Kinder einen wichtigen Einschnitt in 
Verbindung mit einem Statuswechsel. 
Er bedeutet für das Lernen Neube­
ginn und Fortsetzung zugleich.

Auf der Basis der bisherigen Er­
fahrungen sind Konzepte zur Zusam­
menarbeit zu entwickeln, vorhandene 
Konzepte zu koordinieren und weiter 
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zu entwickeln und in entsprechende 
Rahmenbedingungen einzubinden. 
Dafür sind Ressourcen zur Verfü­
gung zu stellen. Insbesondere sind 
die Berücksichtigung der Hetero­
genität, die Beachtung der sozialen 
und entwicklungsbezogenen indivi­
duellen Interessen der Kinder und 
der Anspruch auf inklusive Bildung 
aufzunehmen. Entsprechende Inhalte 
gehören in die Ausbildung des sozial­
pädagogischen Fachpersonals und in 
die Lehrerausbildung. Eine von ge­
genseitiger Akzeptanz und Vertrauen 
geprägte, konkurrenzarme Koopera­
tion ist das Ziel.

Über die Institutionalisierung der 
Kooperation werden Kitas und Schu­
len ihre Arbeit zunehmend als indivi­
duelle Begleitung des Kindes begrei­
fen, sich an dessen Lernentwicklung 
orientieren und Heterogenität an­
nehmen können. Konzepte von Ent­
wicklungsdokumentationen nehmen 
dieses Anliegen auf.

Abbau struktureller  
Barrieren für mehr  
Bildungsgerechtigkeit
Bildung beginnt mit der Geburt. 
Familie, Krippe, Kita und Grund­
schule sorgen gemeinsam dafür, dass 
den Kindern die Grundlagen für eine 
bestmögliche kontinuierliche Bil­
dungsbiografie ermöglicht werden. 
Einfühlsame und zugewandte profes­
sionelle frühe Bildung macht sich bis 
in die Grundschulzeit hinein bemerk­
bar. Deshalb benötigen junge Kinder 
neben der Familie die besten pädago­
gischen Fachkräfte.

Besondere Fähigkeiten eines Kin­
des oder Verzögerungen in seiner 
Entwicklung lassen sich schon früh 
erkennen. Deshalb muss auch die 
besondere Förderung früh beginnen. 
Wo die internen Möglichkeiten nicht 
ausreichen kann auf externe Fachleu­
te nicht verzichtet werden. Es ist die 
Aufgabe von pädagogischen Fach­
kräften im Elementarbereich wie von 
Lehrkräften in der Grundschule, För­
derbedarf zu erkennen, einzuschät­
zen und geeignete, unkomplizierte 
Lösungswege zu finden. So kann eine 
gleichwertige Bildungsbeteiligung al­
ler Kinder unabhängig von Belastun­

gen des Elternhauses oder vom sozi­
alen Status der Familie auf den Weg 
gebracht werden. 

Künftig sollen Kita und Schule glei­
chermaßen in der Lage sein, Kinder in 
ihrer Entwicklung allseitig und in ver­
schiedenen Bildungsbereichen wissen­
schaftlich fundiert zu fördern. Dafür 
sind erweiterte entwicklungspsycho­
logische, diagnostische, pädagogische, 
kooperative und didaktische Kompe­
tenzen aller im Elementar- und Pri­
marbereich mit Kindern arbeitenden 
Personen erforderlich. Der Grund­
schulverband fordert daher, dass in 
jeder Einrichtung des Elementarbe­
reichs Kindheitspädagoginnen und 
-pädagogen mit einer Ausbildung min­
destens auf Bachelorniveau für die Ar­
beit mit den Kindern beschäftigt wer­
den. Das ist internationaler Standard  
und auch in Deutschland unverzicht- 
bar.

Zurzeit sind die externen Hilfesys­
teme nach Elementar- und Primarbe­
reich getrennt und stehen aufgrund 
ihrer Ausstattung sowie rechtlicher 
Bedingungen nur unzureichend zur 
Verfügung. Die erforderlichen Spe­

zialkompetenzen müssen bereichs­
übergreifend und in ausreichendem 
Umfang zur Verfügung gestellt wer­
den. Konzepte z. B. zur Sprachförde­
rung oder Angebote für Eltern (El­
terncafé, Vorleseangebote usw.) sind 
aufbauend zu gestalten.

Da Schulen insbesondere in städti­
schen Gebieten Kinder aus sehr vielen 
Kitas aufnehmen, müssen Lösungen 
gefunden werden, wie eine Koopera­
tion effektiv gestaltet werden kann. Es 
ist Aufgabe der Kooperationspartner 
einer Region, ihr gemeinsames Ein­
zugsgebiet in den Blick zu nehmen 
und hierfür Strategien zu erarbeiten. 
Eltern sind in die Übergangsgestal­
tung als Partner einzubeziehen.

Recht auf kostenfreie  
Elementarbildung
Kinder haben ein Recht auf Bildung 
(Art. 28 der UN-Kinderrechtskon­
vention vom 20. 11. 1989). Deshalb 
ist für Kinder ab dem Kleinkindalter 
ein hochwertiges Bildungsangebot zu 
schaffen. Der Besuch einer Kinderta­
geseinrichtung im Elementarbereich 
muss kostenfrei sein.
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Den Schulanfang  
kindgerecht gestalten

Zur Lage

Der Schulanfang ist für Kind, Fami­
lie, Kindertagesstätte (Kita) und 
Schule eine besondere Herausforde­
rung. 

In Europa ist er unterschiedlich 
geregelt, sowohl was das Aufnahme­
alter und die Aufnahmebedingungen 
als auch die Gestaltung der Schulein­
gangsstufe betrifft. In Deutschland 
wird im europäischen Vergleich rela­
tiv spät eingeschult und noch immer 
am Schulanfang ausgelesen. 

Die Auslese geschieht mit dem 
Ziel, Entwicklungsunterschiede, die 
am Schulanfang bis zu vier Entwick­
lungsjahre betragen, zu verringern 
bzw. zu nivellieren. Es ist nicht selbst­

verständlich, dass alle Kinder, die 
6 Jahre alt sind, eingeschult werden. 

Die Jahrgangsstufen Klasse 1 und 
2 werden in allen Bundesländern als 
pädagogische Einheit verstanden und 
bilden damit die Schuleingangsstufe. 
Unter höchst unterschiedlichen Be­
dingungen können Schuleingangs­
stufen in den Bundesländern zeitlich 
flexibel durchlaufen werden. 

Nach wie vor ist mit dem Schulein­
tritt in der Regel eine erste Schullauf­
bahnentscheidung verbunden. Zum 
einen hat die Qualität der Schule, ihre 
sächliche und personelle Ausstattung 
wesentlichen Einfluss auf den Ent­
wicklungsweg des Kindes. Zum ande­

ren kommt es immer noch vor, dass 
Kinder nicht in die Grundschule ein­
geschult, sondern zurückgestellt oder 
von einer Förderschule aufgenom­
men werden. Solche Entscheidungen 
sind von vorhandenen oder mangeln­
den Möglichkeiten vor Ort abhängig 
und widersprechen einem inklusiven 
Anspruch im Bildungswesen. 

Chancenungerechtigkeit ist damit 
von Anfang an gegeben. Von einem 
Gelingen des Schulanfangs hän­
gen für das einzelne Kind in hohem 
Maße seine Einstellung zur Schule, 
seine Einstellung zum Lernen, seine 
Lernentwicklung und sein späterer 
Schulerfolg ab.

Der Grundschulverband fordert

Recht auf Bildung  
im Elementarbereich
Für Kinder muss ab dem Kleinkind­
alter ein familienergänzendes institu­
tionelles Bildungsangebot von hoher 
Qualität kostenfrei zur Verfügung 
stehen. Auf die ungleichen Bedin­
gungen durch familiäre und finanzi­
elle Gegebenheiten und insbesonde­
re Unterschiede in der sprachlichen 
Kompetenz von Kindern muss mit 
Unterstützungssystemen in den Kitas 
reagiert werden. 

Aufnahme aller Kinder
Die Hürde Schulanfang muss entfal­
len. Alle schulpflichtigen Kinder wer­
den in die Grundschule aufgenom­
men, d. h. es erfolgt keine selektie­
rende Feststellung der Schulfähigkeit. 
Dieser Ansatz erfordert, dass die 
Grundschule sich auf die Unter­
schiedlichkeit der Kinder einstellt 
und vorbereitet. Die Grundschule als 
Schule für alle Kinder entwickelt sich 
zu einer inklusiven Schule. Entwick­
lungs- und Leistungsheterogenität 

sowie soziokulturelle Unterschiede, 
verschiedenste Vorerfahrungen von 
Kindern mit und ohne Behinderung 
sind selbstverständlich. Sie sind als 
Bereicherung für das Zusammen­
leben und -lernen zu verstehen und 
erweisen sich als pädagogische Her­
ausforderungen, die als gegenseitige 
Lernanregung dienen. Die unter­
schiedlichen Kompetenzen der Kin­
der gilt es zu entdecken, angemessen 
zu berücksichtigen und ihre Erwei­
terung anzuregen. Damit sich die 
Grundschule mit ihrem Lernangebot 
auf die individuellen Lernausgangs­
lagen von Kindern einstellen kann, 
ist eine sorgfältige Prozessdiagnostik 
erforderlich. Es müssen Rahmenbe­
dingungen geschaffen werden, die 
individuelles Lernen und Lernen in 
der Gemeinschaft gleichermaßen un­
terstützen.

Entwicklung einer  
inklusiven Schuleingangsstufe 
Kinder bringen am Schulanfang sehr 
unterschiedliche Kompetenzen und 

persönliche Ressourcen mit. Das 
umfasst nicht nur das Vorwissen 
hinsichtlich schulischer Lernberei­
che und Fächer, sondern auch sozial-
emotionale Befindlichkeiten und Er­
fahrungen. Während einige Kinder 
schon Bücher lesen können, fangen 
andere gerade an zwischen Buchsta­
ben und Lauten einen Zusammen­
hang zu erkennen. Einige sind auf die 
Sicherheit durch eine vertraute Be­
zugsperson angewiesen, andere gehen 
schon sehr eigeninitiativ erkundend 
mit der neuen schulischen Situation 
um. Deutlich divergierende Sprach­
kompetenzen treffen aufeinander, 
von der Zweisprachigkeit bis zu ei­
nem eingeschränkten Wortschatz. 
Die Bandbreite der Arbeitsstrategien 
reicht von hoher Selbstständigkeit 
bis zur Abhängigkeit von struktu­
rierenden Hinweisen. Bei manchen 
Kindern stellt sich ein sonderpädago­
gischer Unterstützungsbedarf heraus. 

Diesen und weiteren unterschied­
lichen Voraussetzungen gerecht zu 
werden und gleichzeitig den Kindern 
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Lesen, Schreiben, Rechnen, Sachwis­
sen und vieles mehr zu vermitteln 
ist Aufgabe der Schuleingangsstufe. 
Schuleingangsstufen arbeiten inklu­
siv. Alle Kinder, die im Einzugsgebiet 
das 6. Lebensjahr vollendet haben, 
werden in die Grundschule einge­
schult. 

Die inklusive Schuleingangsstufe 
erfordert eine an inklusiver Pädago­
gik orientierte didaktische Gestal­
tung, die Individualisierung und zu­
gleich die Integration der Klasse zu 
einer Lerngemeinschaft ermöglicht. 
Dazu gehören: die Förderung des ko­
operativen Lernens, die Arbeit in of­
fenen Lernformen mit differenzierten 
und auf jedem Niveau anspruchsvol­
len Aufgaben und Themen, die Kin­
der dazu ermutigen, sie zu vertiefen 
und über einen längeren Zeitraum 
Interesse an einem Gegenstand zu 
entwickeln. 

Eine gute didaktische Basis ist, 
mithilfe der Beobachtung der Kinder 
ihr Lernen zu begreifen, sie zu ver­
stehen und sich mit ihnen über ihre 
Sichtweisen und Lösungswege wert­
schätzend auseinanderzusetzen. Zeit 
für verständnisintensives und interes­
seorientiertes Lernen ist in Ganztags­
schulen leichter zu organisieren. 

Die Schuleingangsstufe 
in jahrgangsübergreifender 
Organisation
Der jahrgangsübergreifende Un­
terricht bewährt sich in der Schu­
leingangsstufe besonders, wenn die 
Flexibilisierung ernst genommen 
und berücksichtigt wird, dass Kin­
der Verhaltensweisen, Regeln und 
Arbeitstechniken oft sehr viel bes­
ser von anderen Kindern lernen als 
von Erwachsenen. Die Neuen in der 
Schuleingangsstufe kennen zudem 
oft schon aus den ebenfalls altersge­
mischt arbeitenden Kitas Kinder, die 
ein Jahr vor ihnen in die Schule ge­
kommen sind. 

Der Kontrast zum Rhythmus im 
letzten Kindergartenjahr wird re­
duziert. Es gelingt den unterschied­
lichen Kindern leichter, Erfolgser­
lebnisse zu bekommen, die für einen 
guten Schulstart ganz besonders aus­
schlaggebend sind..

Die Kooperation verschiedener 
pädagogischer Professionen
Sowohl in jahrgangsübergreifenden 
als auch in Jahrgängen arbeitenden 
Schuleingangsstufen werden grund­
schulpädagogische, sozialpädagogi­
sche und sonderpädagogische Kom­
petenzen benötigt. Viele Inhalte 
erfordern die Arbeit im Team, z. B. 
wenn die einen lernen, wie bestimm­
te Laute identifiziert werden können, 
während sich andere kleine Texte 
erarbeiten. Insbesondere Kinder aus 
sozial-emotional belastenden Kon­
texten brauchen mehr und erweiterte 
Formen der Zuwendung als andere 

Kinder. Sonderpädagogische Unter­
stützung muss vorhanden sein.

Die Schuleingangsstufen sind be­
reits auf einem guten Entwicklungs­
stand. Um jedoch die Unterrichts­
qualität im Sinne einer inklusiven 
Pädagogik und Didaktik zu erhöhen, 
müssen Ressourcen für ein geeignetes 
Unterstützungssystem, für multipro­
fessionelle Teams und genauso für 
Zeit, welche die Grundschule für ihre 
Weiterentwicklung benötigt, bereit­
gestellt werden. Das ist von besonde­
rer Bedeutung, da der Schulanfang 
für den Start in die Schullaufbahn 
eine starke Grundlage schaffen muss.
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Standpunkt Sprachenlernen

Mehrsprachigkeit  
von Kindern fördern 

Zur Lage

Sprachliche Kompetenzen sind aus­
schlaggebend für den Schulerfolg; sie 
bilden damit die Voraussetzung für 
eine gleichberechtigte Teilhabe aller 
Menschen am beruflichen und sozi­
alen Leben in unserer Gesellschaft. 
Vision der Europäischen Union ist es, 
dass möglichst alle jungen Menschen 
außer ihrer Muttersprache noch zwei 
weitere Sprachen sprechen. Dieser 
Herausforderung stellt sich auch die 
Grundschule.

Rund ein Drittel aller Grundschü­
ler und Grundschülerinnen in den 
Großstädten sind mehrsprachig. 
In ihren Familien wird mindestens 
eine andere Sprache neben Deutsch 
gesprochen. Die mehrsprachig auf­
wachsenden Kinder verfügen über 
sprachliche Mittel in mehr als einer 
Sprache und sind kompetent in ih­
rer Gesamtsprachlichkeit. Viele Kin­
der schätzen ihre Mehrsprachigkeit 
als hohe Kompetenz, sie lernen und 
sprechen gern mehrere Sprachen. Das 
Ausschöpfen dieser Potenziale ist 
vor allem an gelingende Bedin­
gungen sozialer Integration ge­
bunden.

Im Widerspruch dazu ste­
hen gegenwärtig das Infrage­
stellen des Mehrwerts der 
Erstsprache von Zuwan­
derern und eine gewisse 
Hilflosigkeit gegenüber der 
natürlichen Sprachenviel­
falt in allen Bildungsein­
richtungen. Immer noch 
gehören viele der Kinder mit 
Migrationshintergrund zu den 
Bildungsbenachteiligten. Mehr­
sprachigkeit wird als Grund für 
das Scheitern im deutschen Bil­
dungssystem angeführt und Her­
kunftssprachen nicht als Ressource 
oder als förderungswürdig wahrge­
nommen. Die Fähigkeit, Sprachen 
bei jeder Gelegenheit zu lernen, auf 

der Straße, aus den Medien, in alltäg­
lichen Kommunikationssituationen, 
ist in der Schule ein bislang wenig be­
achtetes Potenzial.

In Zusammenarbeit mit außerschu­
lischen Institutionen und Akteuren 
stellen Schulen eine beachtliche Viel­
falt von sprachlichen Lernangeboten, 
insbesondere zur Förderung von Kin­
dern aus Familien mit Migrations­
hintergrund oder aus sozial benach­
teiligten Familien, bereit. Auch wenn 
die Bedeutung der Verkehrssprache 
Deutsch im Vordergrund der Förde­
rung stehen sollte, berücksichtigen 
die Angebote oder Sprachförderpro­
gramme noch zu oft lediglich die För­
derung der deutschen Sprache und 
nutzen weniger die möglichen 
sprachlichen 
Kompe­
tenzen, 
die 

die Kinder in ihren Familien erwor­
ben haben. Förderprogramme zur 
durchgängigen Sprachbildung in allen 
Fächern beziehen dagegen neben den 
Erstsprachen der Kinder eine systema­
tische Arbeit mit Eltern, Bibliotheken, 
Theatern und anderen Einrichtungen 
ein.

Neben der sprachlichen Bereiche­
rung, mit zwei oder mehreren Spra­
chen aufwachsen zu dürfen, werden 
über Sprache auch Werte, Traditi­
onen und Verhaltensregeln vermittelt 
und wird Sicherheit im Umgang mit 
zwei oder mehreren Kulturen erwor­
ben. Interkulturelles Lernen stellt 
ein umfassendes Lernziel nicht nur 
für Zweitsprachlerinnen und -lerner, 
sondern für die gesamte Lerngruppe 

dar.
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Standpunkt Sprachenlernen

Der Grundschulverband fordert

Hinführung zur 
Bildungssprache /Sprach­
bildung in allen Fächern
Für den Bildungserfolg ist vor allem 
die Beherrschung von Deutsch als 
Bildungssprache entscheidend. Ziel 
ist es, alle Beteiligten für die Heraus­
forderungen der Bildungssprache zu 
sensibilisieren und sie dazu zu befä­
higen, Sprachbildung als integralen 
Bestandteil des pädagogischen Han­
delns und des eigenen Unterrichts zu 
verstehen. 

Der Erwerb bildungssprachlicher 
Kompetenzen nimmt Zeit in An­
spruch und liegt bei mehrsprachig 
aufwachsenden Kindern bei 5 bis 8 
Jahren. Kinder mit Deutsch als Zweit­
sprache werden jedoch in Vergleichs­
arbeiten immer noch an Deutsch als 
Muttersprache-Normen gemessen. 
Kontaktzeit und Lerngelegenheiten 
werden nicht berücksichtigt. Hier 
müssen Anforderungen und Norm­
werte im Sinne eines »fairen Ver­
gleichs« entsprechend modifiziert 
werden.

Mehrsprachigkeit  
und Sprachenvielfalt  
als Ressource/Chance
Sprachförderung beinhaltet die För­
derung der Sprachen aller Kinder. 
Die positiven Effekte der Mehrspra­
chigkeit werden durch die Wertschät­
zung der muttersprachlichen Kom­
petenz, den Erwerb des Englischen 
als einem wesentlichen Teil der kul­
turellen Bildung sowie das Erlernen 
von Zweit- und Fremdsprachen ge­
fördert. Die individuelle Zweispra­
chigkeit wie auch die gesellschaftliche 
Mehrsprachigkeit sind im Unterricht 
als Ressource und Lernchance zu be­
rücksichtigen. So können die in der 
Klasse vorhandenen sprachlichen 
Kompetenzen durch sprachliche Ri­
tuale sichtbar gemacht und in der 
Unterrichtskommunikation genutzt 
werden. Erstsprachen der Kinder soll­
ten untereinander in Gruppen- oder 
Partnerarbeit zugelassen werden und 
gegenüber Sprachmischungen Tole­
ranz geübt werden. 

Grundschule sollte das diffe­
renzierte sprachliche Wissen der 
mehrsprachigen Schülerinnen und 
Schüler insbesondere für den Schrift­
spracherwerb aufgreifen. Aspekte der 
Sprachreflexion und Sprachbewusst­
heit, die sich durch das mehrspra­
chige Klassenzimmer als Lernchance 
für das Fach Deutsch anbieten, sind 
bewusst zu nutzen. Ebenso sollten 
der Fremdsprachenunterricht und 
der muttersprachliche Unterricht in 
den Herkunftssprachen die Entwick­
lung eines mehrsprachigen Sprachbe­
wusstseins unterstützen.

Pädagogische Diagnostik 
als Grundlage planvoller 
sprachlicher Bildung
Sprachförderangebote sind stets auf 
diagnostischer Grundlage zu unter­
breiten. Dafür sind Testverfahren 
zu entwickeln und zu nutzen, die 
nicht nur nach Defiziten in der deut­
schen Sprache forschen, sondern auch 
ressourcenorientiert Kompetenzen in 
den Herkunftssprachen der Kinder 
erfassen. Es sind zusätzliche Angebote 
für Sprachförderprogramme bereit­
zustellen, die eine intensive Sprach­
förderung vom frühen Kindesalter 
an unterstützen und die sowohl die 
Muttersprache als Erstsprache als auch 

den Erwerb der Zweitsprache Deutsch 
fördern.

Interkulturelles Lernen  
und »Language Awareness /  
Sprachbewusstheit«  
(Mehrsprachiges Klassenzimmer 
als Lernraum und Lernchance)
Sprachliche und kulturelle Vielfalt 
sind im Unterricht sichtbar zu ma­
chen und zu fördern. Interkulturelle 
sprachliche Bildung ist als durch­
gängiges Unterrichtsprinzip zu ver­
ankern. Um Kinder in ihrer Identität 
zu stärken, ist es wichtig, das multi­
kulturelle Klassenzimmer als Lern­
raum und Chance zu begreifen. Da­
bei sind Ansätze zu favorisieren, die 
das Lernen aller Kinder voneinander 
und miteinander als gleichberechtigt 
betrachten und die sprachliche und 
kulturelle Vielfalt als lernförderliche 
Bedingung fokussieren. Interkultu­
relle Bildung und Sprachförderung 
im Kontext von Mehrsprachigkeit 
müssen Teil von Lehrerausbildung, 
Weiterbildungsangeboten sowie kon­
tinuierlicher Fortbildung sein. 
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Das Können aller Kinder  
entwickeln helfen und würdigen

Zur Lage

Die Entwicklung der Leistungsfähig­
keit ihrer Schülerinnen und Schüler 
zu unterstützen ist eine zentrale Auf­
gabe von Schule. Wie gut das gelingt, 
hängt wesentlich auch von den For­
men ab, in denen Leistungen bewer­
tet werden. Sie können mit Bezug auf 
drei sehr unterschiedliche Maßstäbe 
beurteilt und gewürdigt werden:
–	 im Vergleich mit dem Durch­

schnitt der Alters- oder Lerngrup­
pe (Rangplatz);

–	 gemessen an einem inhaltlich be­
stimmten Kriterium (Lernziel);

–	 entwicklungsbezogen im Blick auf 
die besonderen Voraussetzungen 
und Fortschritte des einzelnen 
Kindes. 

Im deutschen Schulwesen werden 
Leistungen meist durch Ziffernoten 
im Vergleich mit anderen Schülerin­
nen und Schülern bewertet, obwohl 
(inter-)nationale Untersuchungen 
belegen: Die These von der besonders 
leistungsfördernden Wirkung von 
Noten ist ein Mythos. Die Hambur­
ger LAU-Untersuchung konnte z. B. 
keinen Unterschied in Leistungen 
zwischen Klassen erkennen, die ohne 
oder die mit Noten unterrichtet wur­
den. Im internationalen Vergleich 
verwenden viele Länder mit erfolgrei­
cher schulischer Förderung bis in die 
höheren Jahrgangsstufen hinein kei­
ne Noten. Eine Vielzahl empirischer 
Studien belegt, dass Noten weder 
objektiv, noch valide, verlässlich und 
fair sind (vgl. das Notengutachten des 
Grundschulverbands 2005).

Trotz dieser Befunde und einer 
jahrzehntelangen pädagogischen Ar­

gumentation gegen Noten und gegen 
den Auslesedruck im mehrgliedrigen 
Schulsystem ist derzeit keine Ände­
rung des Bewertungssystems in Sicht. 
Immerhin werden die Verschärfun­
gen in den letzten zehn Jahren – Ein­
schränkung des notenfreien Raums 
in den Eingangsklassen der Grund­
schule, durch zusätzliche Kopfnoten, 
durch benotete Vergleichsarbeiten 
– teilweise zurückgenommen. Doch 
weiterhin ist das Zensurensystem 
eine der Sackgassen, in denen sich das 
deutsche Schulwesen befindet. Denn 
es konkurrieren zwei Funktionen von 
Leistungsbewertungen:

Die Entwicklungsfunktion zielt auf 
die bestmögliche Bildungsentwick­
lung der Schülerinnen und Schüler. 
Das bedeutet: die individuellen Ent­
wicklungsmöglichkeiten berücksichti­
gen, für das einzelne Kind erreichbare 
Ziele anstreben, zur Anstrengung er­
mutigen, Möglichkeiten eigenständi­
gen Lernens stärken, dabei persona­
le, sachbezogene und sozialbezogene 
Kompetenzen fördern und individu­
elle Fortschritte würdigen und für die 
Kinder sichtbar machen.

Die Steuerungsfunktion zielt auf 
die innerschulische und nachschu­
lische Auslese der Schülerinnen und 
Schüler. Das bedeutet: Entscheidun­
gen über Versetzungen und Nicht­
versetzungen, über Schullaufbah­
nen, über Abschlussniveaus treffen. 
Die Steuerungsfunktion wird in der 
Wahrnehmung der Eltern und damit 
auch der Kinder immer dann offen­
kundig, wenn Noten vergeben und 
Leistungsspiegel veröffentlicht wer­
den.

Pädagogisch hat die Entwicklungs­
funktion Vorrang und ist im Unter­
richt durchgängig relevant. Aufgrund 
anderer als pädagogischer Gründe ist 
auch die Steuerungsfunktion bedeut­
sam – allerdings nur zu bestimm­
ten Zeitpunkten. Dies ist deshalb so 
wichtig auseinanderzuhalten, weil die 
beiden Funktionen nicht miteinander 
vereinbar sind: Die konkurrenzori­
entierte Steuerungsfunktion setzt die 
Entwicklungsfunktion außer Kraft. 
Lernen um der Note willen verdrängt 
das Lernen aus Sachinteresse; leis­
tungsstarke Kinder, die ohne weitere 
Anstrengungen gute Noten erhal­
ten, entwickeln ihre Kräfte zu wenig, 
leistungsschwächere Kinder werden 
auf Dauer mutlos. Das Lernen wird 
zudem kurzfristig auf Klassenarbeit 
oder Klausur hin ausgerichtet. Alle 
Bemühungen um nachhaltiges und 
vernetztes Lernen werden dadurch 
behindert und sind auf Dauer vergeb­
lich. Diese Effekte sind in allen Schu­
len aller Schulformen beobachtbar. 

Erfahrungen mit entwicklungs­
förderlichen Bewertungskonzepten 
liegen aus Reformschulen und aus 
anderen Ländern vor, Vorschläge für 
Alternativen sind in der pädagogi­
schen Diskussion reichlich vorhan­
den – vom Grundschulverband un­
ter dem Stichwort »Leistungen von 
Kindern wahrnehmen, würdigen 
und fördern« für die verschiedenen 
Lernbereiche und Jahrgänge der Pri­
marstufe systematisiert in seinen Pu­
blikationen zur »Pädagogischen Leis­
tungskultur«.

Standpunkt Leistung
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Standpunkt Leistung

Der Grundschulverband fordert

Inklusion statt Auslesedruck
Ein längeres gemeinsames Lernen 
aller Kinder ohne Zurückstellung 
am Schulanfang und Sitzenbleiben 
am Ende der Jahrgangsstufen, ohne 
Überweisung in Sonderschulen oder 
-klassen und ohne eine Aufteilung zu 
Beginn der Sekundarstufe macht eine 
Rangordnung nach Leistung über­
flüssig. Auch Abgangszeugnisse müs­
sen sich in der Praxis – wie rechtlich 
schon lange vorgegeben – an den An­
forderungen und nicht an den Leis­
tungen der Bezugsgruppe orientieren.

Statt Noten im Unterricht:    
eine pädagogische Lernkultur
Ziffernnoten sind als schädliche und 
ungeeignete Formen der Rückmel­
dung über Leistungen der Kinder 
abzuschaffen. An ihre Stelle tritt eine 
Kultur der Leistungsentwicklung, 
die das Bildungsinteresse der Kin­
der stärkt, die die Kinder befähigt, 
ihr Lernen in die eigene Hand zu 
nehmen, und die von ihnen fordert, 

ihre Ziele und Leistungen selbst zu 
verantworten. Diese »Kultur des Ler­
nens« wird unterstützt durch Lern­
gespräche und Lernberatungen mit 
Kindern und der Kinder unterein­
ander, Lerntagebücher und Entwick­
lungsberichte, die der wechselseitigen 
Beratung zwischen Schule, Kindern 
und Elternhaus dienen.

Dialogische Formen der 
Beratung mit Kindern und Eltern
Neue Formen der Beratung mit Kin­
dern und mit Eltern sind zu entwi­
ckeln, in denen alle Beteiligten ihre 
Sichtweisen auf Fortschritte, Schwie­
rigkeiten und sinnvolle »nächste 
Schritte« austauschen – dokumen­
tiert in gemeinsamen Absprachen, die 
an die Stelle von Zeugnissen treten 
können. Für die Leistungsbewertung 
gewinnen damit die Lernprozesse der 
Kinder und ihre Wege zur Lösung 
konkreter Aufgaben an Bedeutung. 
Zudem müssen neben der Leistung 
einzelner Schüler auch Gruppenleis­

tungen ermöglicht, wahrgenommen 
und bewertet werden. Für all diese 
Leistungen gilt es Kriterien zu entwi­
ckeln.

Leistungsstärkende  
Rückmeldungen und  
förderorientierte Bewertung
Neue Formen der Zertifizierung von 
Leistungen sind in Anlehnung an 
Zeugnisse aus Reformschulen zu er­
proben, die die Lern-Reflexion in den 
Mittelpunkt stellen. Sie beschreiben 
die Anforderungen, Vorhaben und 
Projekte, Arbeitsschwerpunkte und 
konkrete Absprachen; sie beschreiben 
und bewerten die Lernentwicklungen 
durch die Kinder selbst und durch 
die Lehrkraft; sie entwerfen eine Per­
spektive für das weitere Lernen und 
dokumentieren Vereinbarungen aus 
den gemeinsamen Beratungen.Die 
Auseinandersetzung mit neuen Be­
wertungsformen muss Teil von Leh­
rerausbildung und (kontinuierlicher) 
Lehrerfortbildung sein.
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Standpunkt Ganztagsschule

Mehr Zeit für Kinder: von der Stunden­
schule zur Ganztagsgrundschule

Zur Lage

Mit dem gesellschaftlichen und kul­
turellen Wandel ändern sich die Er­
wartungen an die Schule und ihr Bil­
dungsauftrag. Eine moderne Schule 
ist mehr als ein Ort der Wissensver­
mittlung. Sie ist zugleich eine Stät­
te der Begegnung von Kindern aus 
unterschiedlichen Lebenskontexten, 
Generationen und Kulturen. Sie bietet 
Möglichkeiten für grundlegende Er­
fahrungen, für soziale Interaktion und 
für die Teilhabe der Schülerinnen und 
Schüler an Entscheidungen über ihren 
Lernprozess und über die Gestaltung 
des Schullebens sowie an Aktivitäten 
in Kooperation mit Einrichtungen des 
Gemeinwesens und mit kulturellen 
Angeboten der Region.

Dass Ganztagsschulen zu mehr 
Chancengerechtigkeit beitragen kön­
nen, ist inzwischen unstrittig. Die 
Anzahl der Schulen mit Ganztagsan­
geboten nimmt zwar von Jahr zu Jahr 
zu, die Anzahl der Schülerinnen und 
Schüler, die Ganztagsangebote wahr­
nehmen, jedoch nur vergleichsweise 
geringfügig. Viele Schulen, die »offene 
Ganztagsschule« genannt werden, bie­
ten keine ganztägige Bildung für alle 
Kinder, sondern Halbtagsunterricht 
nach Stundentafel für alle und zusätz­
liche nachmittägliche Bildungs- und/
oder Betreuungsangebote für den Teil 
der Kinder, die dies wünschen bzw. die 
auf eine den Unterricht ergänzende 
Betreuung angewiesen sind. Dies wird 

den pädagogischen Ansprüchen eben­
so wenig gerecht wie eine bloße Ver­
längerung des Fachunterrichts in den 
Nachmittag. Nur ein geringer Teil aller 
Schülerinnen und Schüler hat Zugang 
zu einer »gebundenen« Ganztagsschu­
le, d. h. zu einer Schule; in der die Teil­
nahme an den ganztägigen Bildungs­
angeboten der Schule für alle Schüler 
verbindlich ist. Diese bieten besonders 
gute Rahmenbedingungen, um im 
Sinne der inklusiven Schule jedes Kind 
individuell zu fördern. Die sogenann­
ten »offenen Ganztagsschulen« sind 
nach Auffassung des Grundschulver­
bandes keine »echten Ganztagsgrund­
schulen«, sondern »Halbtagsschulen 
mit ergänzendem Angebot«.  

Der Grundschulverband fordert 

Alle Grundschulen sind schrittweise 
zu echten und inklusiven Ganztags­
grundschulen weiter zu entwickeln, 
zu Schulen, die sich an folgenden 
»Eckdaten« orientieren: 
●● Alle Kinder erhalten einen Rechts­

anspruch auf den Besuch einer ge­
bundenen Ganztagsschule. Das be­
deutet bis zu 40 Stunden pro Woche 
schulische Bildungszeit in der Ver­
antwortung pädagogisch qualifizier­
ten Personals. 
●● Ganztagsgrundschulen haben ei­

nen rhythmisierten Schultag. Alle 
Kinder nehmen an einer 30- bis 
35-stündigen Bildungszeit teil; sie 
können sich außerdem für darüber 
hinaus bestehende Angebote ver­
bindlich anmelden und erhalten auf 
Wunsch eine Frühbetreuung ab 7.00 
Uhr, eine Spätbetreuung bis 18.00 
Uhr sowie ein verlässliches Betreu­
ungsangebot in den Ferien.
●● Alle Grundschulen sind durch eine 

ihrer Aufgabe entsprechende perso­
nelle, sächliche und vor allem auch 

räumliche Ausstattung in die Lage zu 
versetzen, sich zu echten Ganztags­
schulen zu entwickeln. Der Grund­
schulverband lehnt jede Form von 
»Billiglösungen« im Bereich der insti­
tutionalisierten Kindererziehung ab, 
insbesondere nicht qualifiziertes Per­
sonal, unzureichende und ungeeigne­
te Räumlichkeiten und unzureichen­
des Material.
●● Ganztagsgrundschulen entwickeln 

in ihrem Schulprogramm ein Kon­
zept intensiver Zusammenarbeit mit 
anderen Bildungseinrichtungen und 
mit den Eltern. 

Der Ausbau der Grundschulen zu 
echten Ganztagsschulen hat sich an 
folgenden Leitlinien zu orientieren:

Mehr Zeit für alle Kinder 
Mit längeren schulischen Bildungs­
zeiten für alle Kinder soll die Grund­
schule primär den veränderten 
Lebensbedingungen der heranwach­
senden Generation gerecht werden. 

Alle Kinder benötigen mehr Zeit in 
Bildung anregenden Umgebungen. 
Der Ausbau der Grundschulen zu 
echten Ganztagsgrundschulen erwei­
tert dieses Angebot und bietet mehr 
Möglichkeiten qualifizierter Betreu­
ung.

Rhythmisierung 
des Schultages 
Zusätzliche schulische Bildungszeit 
soll die Rhythmisierung des Schulta­
ges erleichtern, den 45-Minuten-Takt 
traditioneller Unterrichtszeiten und 
Stundenpläne ablösen und durch einen 
kindgerechten Wechsel von Anspan­
nungs-, Entspannungs- und Bewe­
gungsphasen ersetzen. Der rhythmi­
sierte Schultag gibt den Schülerinnen 
und Schülern Handlungsspielräume 
für die Gestaltung ihrer Lernprozesse, 
für selbstbestimmte Phasen des Spiels, 
der sozialen Interaktion oder der Frei­
zeitgestaltung ohne Hektik und Stress. 
Die Pädagog(inn)en erhalten Hand­
lungsspielraum, um vorstrukturierte 
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und freie Bildungsphasen aufeinander 
abzustimmen, und Zeit für diagnos­
tische Aufgaben sowie Beratung. In 
einem ganzheitlichen Konzept sollen 
Unterricht und Erziehung, Spielen 
und Lernen, Arbeits-, Spiel- und Er­
holungsphasen aufeinander bezogen 
werden, die vielfältige aktive Beteili­
gungs- und Mitbestimmungsformen 
der Schülerinnen und Schüler eröff­
nen. 

Gestaltung durch pädagogisch  
qualifiziertes Personal 
An Ganztagsschulen ist es erforder­
lich, dass Personen mit unterschied­
lichen Arbeitsschwerpunkten und 
Professionen zusammenarbeiten. 
Damit die unterschiedlichen Kom­
petenzen der Bildung der Kinder zu­
gutekommen, bedarf es einer engen 
Kooperation und der Teamarbeit. 
Unterrichten, Erziehen, Betreuen 
sind aufeinander bezogene Dimensi­
onen pädagogischen Handelns in der 
Grundschule – keine organisatorisch 
und personell trennbaren Bereiche. 
Der Grundschulverband fordert da­
her pädagogisch qualifiziertes Per­
sonal, das in gemeinsamer Verant­
wortung zusammenarbeitet und sich 
gemeinsam entsprechend des Profils 
der Schule weiterqualifiziert. 

Reform der Bauprogramme 
Mit dem ansteigenden Ausbau von 
Ganztagsschulen verbringen Kinder 

und Pädagog(inn)en zunehmend den 
größten Teil des Tages im Schulgebäu­
de bzw. auf dem Schulgelände. Ganz­
tagsgrundschulen brauchen mehr 
und andere Räume als die traditio­
nellen Halbtagsschulen. Sie brauchen 
Räume für unterschiedliche Zwecke 
– unterschiedliche Aktionsräume, 
Lernlandschaften, Begegnungsberei­
che, Verpflegungsräume, Ruhezonen, 
Klein- und Großgruppenräume, Be­
wegungs- und Spielbereiche drinnen 
und draußen usw. Die Schule muss 
zum anregungsreichen Lebensraum 
werden, in dem sich alle gerne den 
ganzen Tag aufhalten. Die schlich­
te Mehrfachnutzung der bisherigen 
Klassenräume widerspricht diesem 
Anspruch. 

Ebenso hat die Ganztagsgrund­
schule erhöhten Raumbedarf für das 
pädagogische Personal; angemessene 
Arbeitsplätze und Kooperationsräu­
me müssen zur Verfügung stehen.

Neuregelung von 
Arbeitszeit und Arbeitsplatz 
Es besteht ein enger Zusammenhang 
zwischen den notwendigen Verände­
rungen der Schulen und neuen Ar­
beitszeitregelungen. Lehrerarbeitszeit 
kann, den erweiterten Aufgaben ent­
sprechend, nicht mehr auf 45-Minu­
ten-Unterrichtseinheiten reduziert 
und berechnet werden, sondern muss 
neben der unterrichtlichen Tätigkeit 
die anderen pädagogischen und ko­

operativen Aufgaben in der ganztägi­
gen Schule sowie die Zusammenarbeit 
mit Eltern und anderen außerschuli­
schen Partnern ausweisen.
 

Schulbezogene Konzepte  
mit Prozessbegleitung 
Für die Entwicklung der Ganztags­
grundschulen müssen vielfältige, den 
Bedingungen der Einzelschule ent­
sprechende Lösungen gefunden wer­
den. Diese Lösungen müssen dem 
Erziehungs- und Bildungsauftrag so­
wie den Leistungsmöglichkeiten der 
Schule entsprechen; darüber hinaus 
müssen sie den Bedürfnissen der Kin­
der nach Spiel und außerschulischer 
Freizeit sowie den Wünschen der El­
tern nach gemeinsam mit den Kin­
dern verbrachter Zeit gerecht werden. 
Standortspezifisch sind bedarfsge­
rechte Konzepte zu fördern, die unter 
Beteiligung von Kindern, Eltern und 
Pädagoginnen und Pädagogen erstellt 
werden und auch die Kooperation mit 
lokalen Akteuren nutzen. Der Aufbau 
von Ganztagsschulen ist eine kom­
plexe und anspruchsvolle Schulent­
wicklungsaufgabe. Um ihr Gelingen 
zu gewährleisten, sind zuverlässige 
Rahmenvorgaben und professionelle 
Prozessberatung erforderlich. Prozess­
begleitung setzt an der Bereitschaft der 
Schule an, ihre Entwicklung selbst in 
die Hand zu nehmen. Sie unterstützt 
die Schule, ihre Potenziale zu entde­
cken und ihre Ressourcen zu nutzen.
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Die Verschiedenheit der Kinder respektieren 
– die Grundschule für alle Kinder öffnen

Zur Lage

Die »Konvention der Vereinten Nati­
onen über die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen« (BRK) hat Bewe­
gung in die deutsche Schulentwick­
lung gebracht. Die BRK gilt seit dem  
26. März 2009 auch in Deutschland 
und verpflichtet uns zur Überwin­
dung des separierenden allgemeinen 
Schulwesens: Schulen müssen sich zu 
inklusiven Lernorten entwickeln. In­
klusive Schulen nehmen alle Kinder 
und Jugendlichen auf, begreifen die 
Verschiedenheit der SchülerInnen in 
jeder Lerngruppe als Normalität und 
orientieren daran einen individuali­
sierenden, vielfältig differenzierenden 
Unterricht. Grundsatz der inklusiven 
Schule: Kein Kind beschämen, kein 
Kind zurücklassen, niemanden aus­
sondern.

Die BRK fordert Barrierefreiheit für 
alle in allen Lebensbereichen. Sie er­
klärt Bildung als Menschenrecht und 
fordert gleichwertige Bildung für alle.

Nach wie vor hat Deutschland in al­
len 16 Bundesländern auf unterschied­
liche Weise gegliederte, separierende 
Schulsysteme. Gemeinsam sind ihnen 
nur die – bis auf Ausnahmen – 4-jähri­
ge Grundschule, das Gymnasium und 
diverse Sonderschulen. Im Sekundar­
bereich des allgemeinen Schulwesens 
gibt es viergliedrige, dreigliedrige und 
zunehmend zweigliedrige Systeme so­
wie mehr oder weniger und von Land 
zu Land unterschiedliche Gesamt­
schulen und Gemeinschaftsschulen. 
Gemeinsam ist allen Bundesländern 
auch immer noch, dass die pädagogi­
sche Arbeit der Grundschulen durch 
den Auslesedruck der verschiedenwer­
tigen Schulen des Sekundarbereichs 
nachhaltig behindert wird.

Die »für alle gemeinsame Grund­
schule«, wie sie von der deutschen 
Nationalversammlung am 11. August 
1919 im Rahmen der neuen Reichs­
verfassung beschlossen wurde und 

wie sie selbstverständlicher Standard 
einer demokratischen Gesellschaft 
sein sollte, ist in Deutschland immer 
noch nicht Realität. Auch die Grund­
schule orientiert sich immer noch 
überwiegend am Bild homogener 
Lerngruppen mit normorientierter 
Vergleichbarkeit – trotz positiver Ent­
wicklungen beim Aufbau jahrgangs­
übergreifender Lerngruppen und der, 
unterschiedlich häufigen, Integration 
von Kindern mit Behinderungen.

Es kann in der Schule keine ho­
mogenen Lerngruppen geben, weil 
Kinder verschieden sind: Sie wach­
sen in unterschiedlichsten Famili­
enformen und -situationen auf, mit 
verschiedenen Muttersprachen und 
gesellschaftlich-kulturell voneinan­
der abweichenden vor- und außer­
schulischen Bildungserfahrungen, 
sie lernen langsamer oder schneller, 
sie haben eine Behinderung oder eine 
besondere Begabung. Solche Unter­
schiede werden in vielen Schulen aber 
oft noch als Störfaktor wahrgenom­
men, führen zum »Sitzenbleiben« 
oder zur Aussonderung in andere 
Schulformen. Meist schon nach der 
4. Klasse – also im internationalen 
Vergleich ungewöhnlich früh – wer­
den die Kinder entsprechend ihrer 
vermuteten Leistungsfähigkeit auf 
verschiedenwertige Schularten des 
Sekundarbereichs sortiert und Kin­
der mit Beeinträchtigungen und 
»Lernschwierigkeiten« werden immer 
noch zu hohen Anteilen aus der allge­
meinen Schule herausgenommen und 
in Sonderschulen unterrichtet. Dabei 
entscheidet der soziale Status nach 
wie vor außergewöhnlich stark über 
die schulischen Bildungsgänge. Kin­
der mit Migrationshintergrund sind 
hiervon besonders betroffen.

In Folge der UN-Behinderten­
rechtskonvention ist in den letzten 
Jahren in allen Bundesländern zu­

nehmend Bewegung entstanden, die 
Fragwürdigkeit des traditionellen 
und gegliederten deutschen Schul­
wesens zu thematisieren. Die For­
derungen nach Respektierung der 
heterogenen Lerngruppen durch 
differenzierenden Unterricht wach­
sen, Fortbildungsangebote für die 
PädagogInnen werden entwickelt, 
Expertenkommissionen für neue 
Schulkonzepte eingerichtet, Modelle 
für »inklusive Schule« erprobt, Schul­
gesetze geändert. Die Kultusminis­
terkonferenz hat 2011 Empfehlungen 
zur »Inklusiven Bildung von Kindern 
und Jugendlichen mit Behinderung 
in Schulen« erarbeitet und die Bun­
desregierung hat 2011 einen »Na­
tionalen Aktionsplan« sowie einen 
Ersten Staatenbericht zur bisherigen 
Umsetzung der UN-Konvention in 
Deutschland vorgelegt; eine Allianz 
zivilgesellschaftlicher Organisationen 
– zu der auch der Grundschulverband 
gehört – erarbeitet parallel dazu ei­
nen kritischen Lagebericht.

Die Bewegungen in den Bun­
desländern sind jedoch sehr unter­
schiedlich und unkoordiniert und 
darüber hinaus mehr oder weniger 
halbherzig. Modellversuche ohne das 
eindeutige Ziel einer flächendecken­
den Umsetzung inklusiver Schulent­
wicklung erfüllen ebensowenig den 
Anspruch der BRK wie Schulgesetz­
änderungen, die Haushaltsvorbehalte 
weiterhin aufrechterhalten. Die erfor­
derlichen finanziellen Mittel für den 
Umbau des deutschen Schulwesens 
werden nicht in ausreichendem Maß 
zur Verfügung gestellt und mit dem 
scheindemokratischen Argument des 
»Elternwahlrechts« wird der Erhalt 
des Sonderschulsystems neben der 
allgemeinen Regelschule weiterhin 
zu sichern versucht – was die Investi­
tionen in die Regelschule zudem ein­
schränkt
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Der Grundschulverband fordert

Die Grundschule ist zur Grundstufe 
einer für alle Kinder und Jugendli­
chen gemeinsamen Schule weiter zu 
entwickeln. Im gemeinsamen Unter­
richt bis zum Ende der Pflichtschul­
zeit werden alle SchülerInnen best­
möglich individuell gefördert und im 
eigenverantwortlichen Lernen unter­
stützt. Indem sie mit- und voneinan­
der lernen, übernehmen sie auch für­
einander Verantwortung. 

Die Grundschule ist als Ganz­
tagsschule und Bildungszentrum im 
Stadtteil einzurichten. 

Die Entwicklung der inklusiven 
Schule muss in konsequenter Koo­
peration mit PädagogInnen, Schüle­
rInnen und Eltern erfolgen.

Für die inklusive Schule hält der 
Grundschulverband folgende Maß­
nahmen nach wie vor für vordring­
lich:

Individualisiertes Lernen,  
differenzierte Lernangebote
Wie auch immer schulische Lern­
gruppen organisiert werden, sie sind 
immer heterogen. Grundsätzlich 
können deshalb von den Kindern 
einer Lerngruppe zur gleichen Zeit 
nicht die gleichen Lernleistungen und 
Lernentwicklungen erwartet werden. 
Das verlangt Methodenvielfalt, Ange­
bote unterschiedlicher Lernzugänge 
sowie eine Differenzierung der von 
den Kindern zu erreichenden Zie­
le, der Formen und der Termine zur 
Überprüfung der individuell erbrach­
ten Leistungen. Alle in Grundschu­
len tätigen PädagogInnen müssen in 
Aus-, Fort- und Weiterbildung befä­
higt werden, diese Ansprüche didak­
tisch-methodisch zu erfüllen.

Prozessorientierte  
Rückmeldungen
Die Leistungsbewertung durch Zen­
suren (Noten) ist abzuschaffen, da sie 
weder individuelles Lernen und indi­
viduelle Lernfortschritte differenziert 
bewerten kann noch die Lernbereit­
schaft aller Kinder nachhaltig för­
dert. Es sind Bewertungssysteme zu 
entwickeln, die Lernentwicklungen 
und erreichte Kompetenzen für jedes 

Kind prozessorientiert und kriterien­
gestützt dokumentieren.

Kinder mit Beeinträchtigungen 
haben das Recht auf  
inklusive Schule
Praktische Erfahrungen und wissen­
schaftliche Untersuchungen haben 
gezeigt, dass Kinder und Jugendli­
che mit Behinderungen aller Arten 
und Grade in einer für alle gemein­
samen Schule erfolgreich lernen und 
gefördert werden können und sich 
darüber hinaus Schule und Unter­
richt dadurch zum Vorteil aller ver­
ändert. Dazu bedarf es neben dem 
»anderen Blick« auf die heterogene 
Lerngruppe personeller und materi­
eller Unterstützung, die unbedingt 
zu schaffen, ggf. zu verbessern und 
zu sichern ist. Formen sonderpäda­
gogischer Förderung müssen in jeder 
Schule integriert sein und ebenso in 
die Ausbildung aller Lehrämter. Nach 
Art. 24 der BRK haben Kinder und 
Jugendliche mit Behinderungen jetzt 
einen Rechtsanspruch auf inklusive 
Bildung. Dieser ist unverzüglich und 
uneingeschränkt in den Schulgeset­
zen der Länder zu verankern.

Besondere Unterstützung  
von Kindern mit 
Migrationshintergrund 
Inklusive Schule umfasst nicht allein 
Kinder und Jugendliche mit Behin­
derungen; sie schließt alle SchülerIn­
nen ein. Die schulische Situation für 
Kinder und Jugendliche nichtdeut­
scher Muttersprache und kultureller 
Herkunft ist entschieden zu verbes­
sern. Diese Kinder müssen sowohl 
in vorschulischen Einrichtungen als 
auch in ganztägiger Schulbetreuung 
in ihrer Sprachentwicklung gefördert 
werden – bisherige Ansätze in dieser 
Richtung müssen verstärkt und aus­
geweitet, bürokratische Hindernisse 
abgebaut werden.

Zusammenarbeit unter­
schiedlicher Professionen
Um im gemeinsamen Lernen Kin­
dern mit allen Begabungen und 
unterschiedlichen Förderbedarfen 

gerecht zu werden, brauchen Grund­
schulen zusätzliche Fachkräfte un­
terschiedlicher Professionen, die 
den Grundschulen als Teil des Kol­
legiums zuverlässig zur Verfügung 
stehen. Zeiträume für die erforder­
liche Zusammenarbeit in den multi­
professionellen Teams sind in neuen 
Arbeitsplatzbeschreibungen und in 
den Schulentwicklungskonzepten für 
inklusive Schulen zu berücksichtigen 
und auszuweisen. Die gute Koopera­
tion in diesen Teams bedarf der Un­
terstützung.

Anregende Räume für die 
Kinder, zweckmäßige Arbeits­
plätze für die PädagogInnen
Für das ganztägige Schulleben mit 
vielfältigen Unterrichts- und Frei­
zeitangeboten brauchen Kinder mehr 
Raum. Schulbau und Schulgelände 
müssen anregend und barrierefrei 
gestaltet sein und auch besondere 
Ansprüche einzelner Kinder berück­
sichtigen. Die in den Ganztagsschu­
len tätigen PädagogInnen brauchen 
zweckmäßig eingerichtete Arbeits­
plätze und Räume für ihre koopera­
tive Tätigkeit. Die Musterraumpro­
gramme sind entsprechend zu ändern 
und die Investitionen in bauliche 
Maßnahmen sind am Bedarf der in­
klusiven Ganztagsschule auszurich­
ten. 
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Grundschule entwickeln –  
Gestaltungsspielräume schaffen:
Qualitätsentwicklung im Dialog
Zur Lage

Die Grundschule steht als lernende 
Institution in einem ständigen Ent­
wicklungsprozess. Dieser kann nicht 
»von oben« verordnet werden, bedarf 
aber der Herausforderung und Unter­
stützung »von außen«. Gelingen kann 
er nur im Dialog mit allen Beteiligten 
– innerhalb und außerhalb der Schu­
le. In der Schule sind dies nicht nur 
die PädagogInnen und das weitere 
Schulpersonal, sondern auch die El­
tern und – oft vergessen – die Kinder. 
Schulentwicklung »von innen« und 

»von unten« braucht daneben Initia­
tiven und Unterstützung der Schul­
träger, anderer (Bildungs-)Einrich­
tungen vor Ort, der Schulverwaltung 
und der Bildungspolitik. Erforderlich 
ist eine systemische Perspektive auf 
Schule, die Maßnahmen der Unter­
richts-, der Personal- und Organisati­
onsentwicklung einschließt.

Auch wenn in vielen Bundeslän­
dern die (Teil-)Autonomie der Schule 
betont wird: Durch Leistungsstan­
dards, durch Fremdevaluation der 

Einzelschule sowie standardisierte 
Diagnose- und Vergleichsarbeiten 
hat der indirekte Einfluss der Kul­
tusbürokratie bis in den Unterricht 
der einzelnen Lehrperson hinein 
zugenommen. Die Entwicklung der 
Schulen wird zu stark durch die Mes­
sung fachlicher Lernstände und Effi­
zienzforderungen bestimmt. Zudem 
belasten wachsende bürokratische 
Ansprüche Schulleitungen wie Schul­
personal gerade der personell gering 
ausgestatteten Grundschulen.

Der Grundschulverband fordert

Freiraum für die Schulen, 
innerhalb des staatlichen 
Rahmens eigene Schwer­
punkte zu setzen, Evaluation 
und Qualitätssicherung 
selbstständig zu gestalten
Schulentwicklung ist Aufgabe der 
Einzelschule und aller an ihr beteilig­
ten Personen. Als Orientierung helfen 
pädagogische Leitbilder, wie sie bei­
spielsweise der Grundschulverband 
in seinen Standpunkten formuliert 

hat. Zudem ist die Schule gebunden 
an bildungspolitische und pädago­
gische Vorgaben wie z. B. die Leis­
tungsstandards. Pädagogische Ziele 
und rechtliche Rahmenvorgaben sind 
aber von der einzelnen Schule auf 
ihre besondere Situation hin auszule­
gen und die Schritte ihrer Umsetzung 
selbstständig zu planen. 

Grundlage dafür ist eine systema­
tische Evaluation. Diese muss in der 
Schule selbst durch gemeinsame Re­

flexion aller Beteiligten und in eige­
ner Weise erfolgen, aber auch durch 
Fremdblick von außen herausgefor­
dert und unterstützt werden. Staat­
liche Evaluation ist so zu gestalten, 
dass Schulen Gewinn aus ihr ziehen 
können, dass sie zur Reflexion an­
geregt werden und Orientierung 
für die Weiterentwicklung erhalten. 
Schulverwaltung hat die Aufgabe, 
übergreifende Ansprüche und Rah­
menbedingungen zu formulieren, sie 
steht aber genauso in der Pflicht, den 
Schulen Hilfestellungen bei der Reali­
sierung vor Ort zu geben.

Eine Professionalisierung  
der Schulentwicklung durch  
Aus-, Fort- und Weiterbildung
Schulentwicklung hat im Tätigkeits­
profil von PädagogInnen in den letz­
ten Jahren stark an Bedeutung ge­
wonnen. Sie muss deshalb unerlässli­
cher Bestandteil der Ausbildung und 
der berufsbegleitenden Professionali­
sierung von PädagogInnen sein. Aus­
gehend von eigenen Fragestellungen 
in der aktuellen Schulentwicklung 
benötigen Schulen hochwertige Fort- 
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und Weiterbildungsangebote, die sie 
entsprechend ihren Zielvorstellungen 
und Entwicklungsstadien flexibel ab­
rufen können. Um im Kollegium eine 
Kultur der Zusammenarbeit entwi­
ckeln zu können, müssen neben ver­
bindlichen Kooperationszeiten auch 
Zeitfenster für Supervision und kolle­
giale Fallberatung verankert werden.

Dies gilt auch für Schulleitungen 
und für die Schulverwaltung. Mit 
der Dezentralisierung schulischer 
Arbeitsprozesse sind heute Füh­
rungsaufgaben für Schulleitungen 
entstanden, die nicht mehr als »Ne­
benbeschäftigung« ausgeführt werden 
können. Schulleitungen benötigen 
Zeit und Energie für konzeptionelle 
Arbeit, die Zusammenarbeit mit den 
Eltern, die Förderung der Teament­
wicklung und Teamarbeit im Kolle­
gium, die Organisation von Fort- und 
Weiterbildung des Schulpersonals so­
wie die Kooperationen mit externen 
Institutionen und Verbänden. Eine 
Schule demokratisch zu leiten erfor­
dert einen partizipativen Führungsstil 
und eine professionelle Leitung. Des­
halb sind Arbeitsplatzbeschreibungen 
und damit auch der Umfang der Un­
terrichtsverpflichtungen für alle Mit­
glieder der Schulleitungen (auch für 
Funktionsstellen) neu zu bestimmen. 
Vor allem Grundschulen mit ihren 
geringeren Ressourcen brauchen für 
eine pädagogisch fundierte Schul­

entwicklung eine Entlastung in den 
Verwaltungsaufgaben, z. B. durch eine 
fachlich kompetente Assistenz.

Externe Unterstützung  
und Vernetzung der Schulen
Schulpersonal und Schulleitungen 
sind für Schulentwicklungsarbeit in 
der Regel nicht zureichend ausgebil­
det. Sie bedürfen deshalb fachlicher 
Unterstützung. Um die Qualität der 
Entwicklungsarbeit zu sichern, aber 
auch um externe Unterstützungs­
systeme / Unterstützungsangebote 
nutzen zu können, brauchen Schulen 
zudem Budgets für Beratung, Pro­
zessbegleitung, Evaluation.

Für eine erfolgreiche Schulent­
wicklung bedarf es Verbündeter aus 
unterschiedlichen Handlungsfel­
dern. Hilfreich sind Netzwerke. Vor 
Ort zwischen den Schulen und ihren 
Kooperationspartnern dienen sie der 
gegenseitigen Anregung und stär­
ken die Wirksamkeit der gemeinsa­
men Arbeit. Als überregionale Netze 
von Schulen mit ähnlichen Arbeits­
schwerpunkten, dienen sie dem ge­
meinsamen Austausch und ermögli­
chen es, voneinander zu lernen.

Ressourcen für eine  
Schulentwicklung vor Ort
(Grund-)Schulentwicklung dient dem 
Ziel, dass jede Schule allen Kindern 
ihres Einzugsgebietes gerecht wird. 

Sie ist eng verbunden mit dem jewei­
ligen schulischen Umfeld. Um diesem 
Anspruch inklusiver Bildung gerecht 
werden zu können, brauchen die 
Schulen eine standortspezifische Aus­
stattung für ihre Entwicklung und 
für konkrete Arbeitsvorhaben.

Lehrkräfte in deutschen Grund­
schulen haben nicht nur im schul­
formbezogenen, sondern auch im 
internationalen Vergleich eine sehr 
hohe Unterrichtsverpflichtung. Das 
schränkt die Zeitfenster für notwen­
dige Unterrichts- und Schulentwick­
lungsarbeit ein. Eine Herabsetzung 
der Unterrichtsverpflichtung ist des­
halb für alle Lehrkräfte notwendig. 
Notwendig sind neue Arbeitszeitdefi­
nitionen und -regelungen, die Zeiten 
für Schulentwicklungsarbeit deutlich 
ausweisen.

Damit Kooperation und Reflexion 
nicht nur das Thema einzelner enga­
gierter und interessierter KollegInnen 
bleibt, müssen in jeder Schule feste 
Zeiten für die Gestaltung von Ko­
operation ausgewiesen werden, denn 
schulinterne Kommunikation, Infor­
mationsfluss und Transparenz haben 
für das Gelingen kooperativer Ar­
beitsprozesse eine hohe Bedeutung.
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Initiative Länger gemeinsam lernen

Das Schulsystem einer demokratischen und an einem humanistischen Menschenbild 
orientierten Gesellschaft hat die Aufgabe,

alle Kinder und Jugendlichen entsprechend ihren Möglichkeiten optimal zu  
fördern und

die gesellschaftlichen Anforderungen und Regeln eines demokratischen Ge-
meinwesens den Heranwachsenden nahe zu bringen. Hierzu gehören eine soli-
de fachlich-kognitive Ausbildung und das Erlernen demokratischer und sozia-
ler Verhaltensweisen.

Schule hat also die Aufgabe, Kinder und Jugendliche nicht nur in ihren kognitiven 
 Fähigkeiten, sondern in ihrer Gesamtentwicklung zu fördern und zum lebenslangen 
Lernen und zu einem toleranten Zusammenleben mit anderen Menschen zu befähigen. 
Diese Aufgabe hat die allgemeine öffentliche Schule gegenüber allen in Deutschland 
lebenden Kindern und Jugendlichen, also einschließlich derer mit besonderen Fähigkei-
ten und derer mit Beeinträchtigungen.

Das gegliederte deutsche Schulwesen kann dieser Aufgabe nicht gerecht 
werden.  Erforderlich ist vielmehr eine gemeinsame Schule für alle,  

und dies für die Dauer der Pflichtschulzeit.

Eine gemeinsame Schule für alle muss eine Schule sein, die Verschiedenheit respektiert 
und nicht von allen das Gleiche verlangt, sondern jedes einzelne Mädchen und jeden 
einzelnen Jungen in seiner Gesamtentwicklung unterstützt und dafür sorgt, dass beim 
miteinander und voneinander Lernen individuelle Fähigkeiten und soziale Kompeten-
zen optimal entwickelt werden können.

Heterogenität, also unterschiedliche Interessen und Fähigkeiten, unterschiedliche Her-
kunft, unterschiedliches Wissen und Können, ist ein Charakteristikum einer jeden Ge-
sellschaft. Heterogenität darf deshalb nicht aus der Schule herausorganisiert werden, 
weil sie als den Unterricht erschwerender Faktor verstanden wird. Die Schule hat sich 
vielmehr der Aufgabe zu stellen, die Einstellung zur Heterogenität positiv zu verändern, 
den Umgang mit ihr zu lehren und zu praktizieren sowie Reichtum und Chancen der 
Vielfältigkeit zu nutzen.

Die nach dem ersten Weltkrieg und der Beseitigung des Ständestaates eingeführte „für 
alle gemeinsame Grundschule“ war ein großer erster Schritt zu diesem Ziel auf dem 

Länger miteinander und voneinander lernen
Gemeinsame Grundsatzposition
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Gemeinsame Grundsatzposition

Weg vom ständisch zum demokratisch organisierten Schulwesen. Sie blieb damals als 
bildungspolitischer Kompromiss wegen großer Widerstände restaurativer Kräfte gegen 
längeres gemeinsames Lernen auf nur vier Jahre begrenzt und dadurch auf halbem Wege 
stecken. Sie ist bis heute die einzige für (fast) alle Kinder gemeinsame Schule geblieben, 
die es überall in Deutschland gibt.

In nahezu allen europäischen Ländern lernen heute alle Kinder sechs oder mehr Jahre 
gemeinsam, und die Hälfte der europäischen Länder hat inzwischen eine für alle ge-
meinsame Schule für die gesamte Dauer der Schulpflicht. Im internationalen Vergleich 
spielt das gegliederte Schulwesen ab Klasse 5 nur noch eine Außenseiterrolle.

Daher treten wir ein für ein langes gemeinsames Lernen aller Kinder und  Jugendlichen 
und für die Stärkung integrativer Tendenzen in den Schulsystemen aller Bundesländer 
sowie in der Alltagspraxis jeder Einzelschule. Das Ziel der gemeinsamen Schule für alle 
für die Dauer der Pflichtschulzeit kann nicht von heute auf morgen erreicht werden. 
Es gibt keinen für alle Bundesländer gleicherweise geltenden Weg zu diesem Ziel. Wir 
streiten uns nicht grundsätzlich über die Zuordnung des 5. und 6. Schuljahres zu Pri-
mar- oder Sekundarbereich, wenn am Ziel des gemeinsamen Lernens in einer Schule für 
alle festgehalten wird.

Länger miteinander und voneinander lernen.
Die Beschränkung des gemeinsamen Lernens auf eine nur
vierjährige gemeinsame Schule muss endlich überwunden,

frühes Trennen und Ausgrenzen verhindert werden.

Wir unterstützen alle Bemühungen, die dazu führen, dass alle Kinder und Jugendlichen 
mit ihren individuellen Begabungen und Beeinträchtigungen möglichst lange gemein-
sam lernen können.

Beschlossen von GGG (Gesamtschulverband) und GSV (Grundschulverband) im März 2001. 
Unterstützt durch GEW (Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft), AHS (Aktion Humane Schule e.V.), 
vds (Verband Sonder pädagogik e.V.), BER (Bundeselternrat), DGLS (Deutsche Gesellschaft für Lesen und 
Schreiben), DKHW (Deutsches Kinderhilfswerk), LER (Landerselternrat für Gesamtschulen in NRW),  
Elterninitiative SINN e.V., Arbeitskreis der Gesamtelternbeiräte Baden-Württemberg, Freinet-Kooperative 
e.V., Bielefelder Initiative „Eine Schule für alle“, LSV  (Landesschülervertretungen Berlin und Nordrhein-
Westfalen), Stadtelternrat Oldenburg, Initiative Länger gemeinsam lernen - Baden-Württemberg, EIFER e.V. 
(Eltern initiative für Integration und zur Förderung entwicklungsverzögerter Kinder), Runder Tisch Gemein-
schaftsschule Berlin, evGn  (Elternverband für Gesamtschulen Niedersachsen), elternbund hessen e.V. 

Arbeitskreis

Baden-Württemberg

Gesamtelternbeiräte

www.ak-geb-bawue.de

c/o GGG Bundesgeschäftsstelle
Hauptstr. 8 • 26427 Stedesdorf • Fax: 04971 / 946681
info@laenger-gemeinsam-lernen.de • www.laenger-gemeinsam-lernen.de 

Kontakt Initiative Länger gemeinsam lernen
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Acht Forderungen zur Bildungsgerechtigkeit

Das deutsche Schulsystem wird dem Recht auf Bildung 
aller Kinder und Jugendlichen bis heute nicht gerecht.

Auch die Grundschule ist davon betroffen.

Befunde

  Schulen werden häufig immer noch verstanden 
als Lehranstalten, die in möglichst knapper Zeit 
fachliches Wissen und Lernstoff zu vermitteln ha­
ben. 

Die derzeitig vorherrschende Sicht auf die 
Schule ist geprägt von der »Output-Orientie­
rung«, die sich auf abtestbare Ergebnisse in den 
sog. »Kernfächern« bezieht. Dadurch geraten um­
fassende Bildungsprozesse aus dem Blick.

Viele Kinder wachsen in bildungsfernen Milie­
us auf. Sie sind auf umfassende Bildungsangebote 
durch das Bildungssystem in besonderer Weise 
angewiesen.

Alle Kinder sind individuell verschieden. 
Zudem haben Gruppen von Kindern spezifische 
Voraussetzungen, Bedürfnisse und Entwick­
lungsmöglichkeiten: Jungen und Mädchen, nicht 
behinderte und behinderte Kinder, Kinder unter­
schiedlicher Herkunft. Diese Verschiedenheiten 
der Kinder stellen unterschiedliche pädagogische 
Herausforderungen dar.

  Alle Kinder brauchen frühe Erfahrungen in 
der Aneignung von Welt und im Zusammenleben 
mit anderen Kindern und Erwachsenen.

Für Kinder aus wenig förderlichen Milieus ge­
hen vor der Grundschulzeit wertvolle Bildungs­
jahre verloren, wenn sie nur kurze Zeit oder 
überhaupt nicht eine Kita besuchen. Es fehlt das 
durchgehende kostenfreie Bildungsangebot der 
Kitas, auch mit Kindergartenpflicht wenigstens 
im letzten Kita-Jahr. Zudem sind die Erziehe­
rinnen auf ihre Bildungsarbeit durch eine zu 
schmale Ausbildung zu wenig vorbereitet. 

  Grundschulkinder befinden sich in einem 
permanenten Ausleseprozess: Kinder werden 
zurückgestellt, bleiben sitzen, werden auf För­
derschulen überwiesen und frühzeitig auf das 
verzweigte Schulsystem hin ausgelesen. Dadurch 
werden viele Kinder systematisch beschämt, in 
ihrem Eigenbild begrenzt, damit dauerhaft mut­
los und in ihren Bildungsmöglichkeiten einge­
schränkt. 

Acht Forderungen zur Bildungsgerechtigkeit

1Kinder brauchen ermutigende 
Zuwendung von Erwachsenen
Für ihr geistiges, seelisches und soziales Wachsen brauchen 

Kinder Erwachsene, die sich ihnen respektvoll und ermutigend 
zuwenden, die sie durch Lernaufgaben herausfordern und ihnen 
helfen, sich Kompetenzen und Erkenntnisse möglichst selbst­
ständig anzueignen. Sie brauchen Erwachsene, die mit ihnen 
Klasse und Schule als Ort gemeinsamen und mitverantwortli­
chen Lebens und Lernens gestalten. 

Alles, was diese pädagogische Qualität behindert, ist abzubau­
en. Lehrerbildung und Rahmensetzungen wie Klassengrößen, 
Lernzeiten, Schulstruktur müssen dazu beitragen, diese pädago­
gische Qualität zu erreichen und zu erhalten. 

2Kinder brauchen eine Schule  
als Bildungszentrum im Stadtteil
Schulen müssen Teil eines sozialen und kulturellen Netzes 

im Stadtteil sein. Insbesondere Schulen in sog. »sozialen Brenn­
punkten« müssen zu Bildungszentren für alle werden, die auch 
die Eltern und Großeltern der Kinder ansprechen und einbe­
ziehen.

3Kinder brauchen Bildungszeit 
vor Beginn der Schulzeit
Die Einrichtungen der elementaren Bildung müssen als 

Bildungseinrichtungen nicht nur postuliert, sondern kostenfrei 
eingerichtet werden. Da Kita-Jahre Bildungsjahre sind, ist eine 
höhere Qualifikation der Erzieherausbildung erforderlich. Die 
Gruppengrößen sind zu verringern. Das pädagogische Konzept  
muss den Bildungsmöglichkeiten und -bedürfnissen der Kinder 
gerecht werden. 

Der Übergang von Kita- zur Grundschul-Bildungszeit muss 
pädagogisch anschlussfähig gestaltet werden.

4 Kinder brauchen eine Schule ohne Auslese
In der Grundschule ist auf jede Form von Auslese zu ver­
zichten. Die Grundschule muss eine inklusive Schule sein, 

in der alle Kinder – gleich welcher Herkunft und welcher Leis­
tungsfähigkeit – gemeinsam leben und lernen können und in der  
sie die individuell notwendigen Unterstützungen erhalten. Diese 
Schule gemeinsamen und individuellen Lernens muss für die ge­
samte Pflichtschulzeit gelten.

An die Stelle von Noten und Zensurenzeugnissen tritt eine 
Pädagogische Leistungskultur mit Lerngesprächen, Portfolios 
der Kinder als individuelle Leistungsnachweise, dokumentierten  
Beratungen mit Kindern und Eltern sowie individuell terminier­
baren Zertifikaten.
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Acht Forderungen zur Bildungsgerechtigkeit

Befunde

  Grundschulunterricht findet häufig in über­
großen Klassen statt mit bis zu 30 Kindern, in 
zu kleinen Räumen, mit einer knapp gehaltenen 
Unterrichtszeit, die sich über die Jahrzehnte trotz 
erheblich gestiegener Aufgaben kaum geändert 
hat. Dadurch haben die Kinder zu wenig Zeit und 
keinen Raum, um ihre Selbstständigkeit zu ent­
wickeln; den Lehrkräften fehlen Zeit und Raum 
für individuelle Zuwendung und Förderung.

  Der richtige Ansatz zum Ganztag gerät in 
den meisten Fällen zu einer Mogelpackung: Der 
Schultag wird eingeteilt in Unterricht und Be­
treuung, Eltern müssen für Verpflegung und Be­
treuung zahlen und die Teilnahme an diesem sog. 
»offenen Ganztag« ist zahlenmäßig begrenzt.
 

  Extern gestellte Diagnosen und Rechenschafts­
pflichten werden auferlegt, z. B. durch Sprach­
diagnostik, jährliche Vergleichsarbeiten, Schul­
inspektion, und das Prinzip »Fördern und 
Fordern« wird postuliert. Die notwendigen 
Unterstützungen aber, um Bildungsqualität wei­
terzuentwickeln, bleiben in der Regel aus. 

Auf diese Weise werden Schulen mit den Fol­
gerungen aus den Diagnosen allein gelassen. Dies 
wirkt sich besonders nachteilig aus für Schulen in 
sozialen Brennpunkten, Schulen mit vielen Kin­
dern nicht-deutscher Herkunftssprachen, Schulen 
mit vielen lernschwächeren Kindern.

Acht Forderungen zur Bildungsgerechtigkeit

5 Kinder brauchen kleine Lerngruppen
Für individuelles und gemeinsames Lernen braucht die 
Grundschule unterschiedliche Lernarrangements: Part­

nerschaften, kleine Gruppen zum Forschen, größere Versamm­
lungsforen z. B. für Präsentationen und Mitwirkungsgremien 
sowie die Schulklasse als kontinuierliche Lerngruppe. Schulklas­
sen dürfen nicht mehr als 20 Kinder haben. 

6 Kinder brauchen Räume,  
in denen sie lernen und leben können
Grundschulen brauchen zusätzlich zu den Klassenräumen 

Funktionsräume, in denen sie lesen, forschen, sich beraten, etwas 
herstellen, musizieren, malen, bauen können, Räume, in denen 
sie toben oder sich zurückziehen können. Schulen brauchen des­
halb z. B. eine Bibliothek, Leseräume, Experimentier-Werkstätten, 
Werkräume, ein Versammlungsforum, einen Speiseraum, einen 
Schulgarten. Dies muss in den Bau- und Ausstattungsrichtlinien 
für Grundschulen verbindlich festgelegt sein.

7Kinder brauchen einen Ganztag mit  
pädagogisch durchgestaltetem Konzept
Kinder brauchen Zeit für gemeinsames und individuel­

les Lernen, für Anspannung und Entspannung, für vorhande­
ne Lernaufgaben und für selbst gewählte Tätigkeiten. Diese Zeit 
erfordert ihren eigenen Rhythmus, der sich an den Bedürfnis­
sen der Kinder und den jeweiligen Tätigkeiten orientiert. Dazu 
ist der Ganztag nötig. Er darf aber nicht auseinanderfallen in 
Unterricht plus Betreuung. Er muss vielmehr ein pädagogisch 
durchgestaltetes Konzept haben, in dem Lehrkräfte und sozial­
pädagogische Fachkräfte zusammenarbeiten. 

Die Ganztagsschule ist kostenfrei.

8 Kinder brauchen besondere Unterstützungen
Maßnahmen externer Evaluierung (Leistungstests, Schul­
inspektion) müssen zur Folge haben, dass Schulen, deren 

Kinder hinter den Bildungszielen zurückbleiben, besonders und 
gezielt unterstützt werden. Dies gilt insbesondere für Schulen 
mit hoher Zahl sog. »Risikokinder«. 

Diese Schulen brauchen zusätzliche Förderkräfte, sozialpäda­
gogische Fachkräfte, einen höheren Materialansatz und beglei­
tendes Coaching für das pädagogische Personal. Sie haben aber 
selten so zahlungsfähige Eltern und Sponsoren wie Schulen in 
privilegierten Milieus oder Schulen in privater Trägerschaft. 
Hier muss deshalb die öffentliche Hand finanziell ausgleichen. 
Denn: Das Entstehen von Grundschulen 1., 2. und 3. Klasse  
widerspricht fundamental dem Bildungsrecht, das jedes einzelne 
Kind hat.
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Ein Netzwerk für starke Grundschulen 
Knapp 16.300 Grundschulen gibt 
es in Deutschland, mehr als 2500 
davon sind Mitglied im Grundschul-
verband. In jeder Region des Landes 
gibt es gute Grundschulen. Schulen 
in denen PädagogInnen im Sinne 
einer ermutigenden Pädagogik han-
deln und den Kindern eine individu-
elle Förderung angedeihen lassen. 
Schulen die schulische Qualitätsent-
wicklung als eigenaktiven Prozess 
verstehen und denen die plakative 
Forderung nach Entwicklung von 
gutem Unterricht auf der Basis von 
Qualitätskontrollen und Vergleichs-
arbeiten nicht genügt.
Wir wollen viele Beispiele guter 
Grundschularbeit öff entlich machen 
und Foren schaff en, damit:
●l KollegInnen, die zu fachspezifi -
schen Fragestellungen recherchie-
ren, praxiserprobte Lösungen fi n-
den,
●l Schulen, die den Prozess der schu-
lischen Qualitätsentwicklung vor-
anbringen wollen, kompetente 
Partner für einen kritischen Dialog 
ansprechen können,
●l Eltern und Auszubildende in ihrer 
Region Schulen entdecken, die 
dem  Leitbild der »lernenden Insti-
tution« entsprechen.

Zeigen Sie mit Ihrem Schulporträt 
Kolleginnen und Kollegen, Eltern 
und anderen, die fachspezifi sche 
Praxisbeispiele suchen, wo sie die 
passende Schule fi nden. Mit nur we-
nigen Schritten können Sie sich an-
melden unter

 www.starke-grundschulen.de.
 Markieren Sie Ihren Schulstandort 
mit einem Pin auf der Landkarte und 
verknüpfen Sie diesen mit Angaben 
zu Ihrem Schulprofi l und/oder mit 
der Schulhomepage. Bestellen Sie 
in unserer Bundesgeschäftsstelle das 
für Mitgliedsschulen kostenfreie Sig-
net »Starke Grundschulen – gemein-
sam auf dem Weg im Grundschul-
verband« und platzieren Sie dieses 
an der Schulpforte und/oder auf der 
Homepage.
Seit mehr als 40 Jahren unterstützt 
der Grundschulverband Schulen in ih-

starke Grundschulen
gemeinsam unterwegs 

im Grundschulverband

Das Aktionsmotiv erhalten Sie 
kostenlos über unsere Geschäftsstelle: 
als Aufkleber im Format 30 x 21 cm 
zum Anbringen z. B. an der Schultür 
oder im Eingangsbereich der Schule – 
oder als Druckvorlage, mit der Sie ein 
Schulschild in Metall oder Acryl bei 
einem örtlichen Schildermacher in 
Auftrag geben können.

rem Bestreben, ein für alle Kinder för-
derliches Lernklima zu schaff en und 
die Schulqualität weiterzuentwickeln. 
Nutzen Sie unser öff entliches Forum 
und zeigen Sie auf der interaktiven 
Plattform, dass Sie einem Verbund 
starker Grundschulen angehören:
Starke Grundschulen stehen für ge-
meinsame Haltungen, Ideen, Orien-
tierungen und Werte: 
●l Schule als Ort der Geborgenheit 
und Lebensfreude

●l Lernen als Selbstaneignung der 
Welt

●l Fördern durch Teilhabe
●l Pädagogische Leistungskultur
●l Lernfeld Demokratie
●l Kooperative Schulgestaltung

Wie jedes Kind einzigartig ist, so hat 
auch jede Schule etwas ganz Beson-
deres. 

Die Aktion »Starke Grundschulen« nimmt allmählich Fahrt auf. 
Inzwischen haben sich fast 70 Schulen in der interaktiven Landkarte 
eingetragen. Da entwickelt sich langsam eine Fundgrube für
Ideen der »Schulentwicklung von unten«. 

Wir laden Sie ein, ihre Schule auf der 
interaktiven Landkarte vorzustellen. 

Impulse geben, wenn nach Lösungen gesucht wird. 
Wir hoff en, dass Sie mit dabei sind!



Die Grundschule ist eine reformbewusste Schulform

 Welchen Leitideen folgt sie?
 Welche Probleme hat sie zu bewältigen?
 Wie ist der aktuelle Forschungsstand

 z. B. zu Fragen der Kindheit, zur Heterogenität, 
zum Lernkonzept, zu Leistung und Evaluation?

 Wie ist der didaktische Entwicklungsstand 
in den Fächern und Lernbereichen?

 Wie kann fortschrittlicher Unterricht realisiert werden?

Kursbuch Grundschule – übersichtlich, kompakt, anschaulich

Kursbuch Grundschule
Horst Bartnitzky, Hans Brügelmann, Ulrich Hecker, Friederike Heinzel, 
Gudrun Schönknecht, Angelika Speck-Hamdan (Hrsg.)

Grundschulverband: Frankfurt a. M. 2009
835 Seiten 
34 €  (für Mitglieder:  26 €) 
ISBN 978-3-930024-99-5
Bestell-Nr. 1085

Als Band 132 der Reihe »Beiträge zur 
Reform der Grundschule« ist im Juni ein 
umfangreiches Materialpaket erschienen. 

Zu dieser Publikation gehören:
●l Ein »Basis-Buch« mit grundlegenden 

Informationen und Hintergründen zur 
Grundschrift, in dem das  Konzept der 
Grundschrift in Theorie und Praxis erläutert 
wird, wissenschaft liche Befunde dargelegt 
und Praxisbeispiele für eine schreibdidakti-
sche Begleitung vorgestellt werden;
●l eine CD-ROM mit vielen weiteren Mate-

rialien (u. a. die Grundschrift als PC-Schrift 
(»True Type Font«, ttf), Arbeitskarteien zu 
Projekten rund um das Thema »Schrift und 
Schreiben«, die »Kleine Kulturgeschichte der 
Handschrift« von Jules van der Ley sowie
●l die beiden »Karteien zum Lernen 

und Üben: ›Die Buchstaben‹ (Teil 1) und 
›Schreiben mit Schwung‹ (Teil 2)«. 

Grundschulverband: Frankfurt a. M. 2011 
Buch mit CD und Karteien 1 + 2:   39 €  (für Mitglieder:  26 €),
ISBN 9783941649033, Bestell-Nr. 1089 
Karteien 1 + 2 separat:                    29 €  (für Mitglieder:  19 €),
Best.-Nr. 1090

Bestellungen direkt an den Grundschulverband 
– per Post: Grundschulverband e. V., Niddastr. 52, 60329 Frankfurt
– per Mail: info@grundschulverband.de
– im Internet:  www.grundschulverband.de 

132 Beiträge zur Reform der Grundschule

Horst Bartnitzky
Ulrich Hecker
Christina Mahrhofer-
Bernt (Hg.)

Grundschrift 
Damit Kinder besser schreiben lernen

Kartei zum Lernen und Üben

Teil 1
Die Buchstaben
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Kartei zum Lernen und Üben

Teil 2
Schreiben mit Schwung
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Grundschrift. Damit Kinder besser schreiben lernen 
Horst Bartnitzky, Ulrich Hecker, Christina Mahrhofer-Bernt (Hrsg.) 

Damit Kinder besser schreiben lernen

CD zu Band 132 der Beiträge zur Reform der Grundschule

Grundschrift.
Damit Kinder besser schreiben lernen

Kopiervorlagen, Materialien und Grundschrift für den PC 

Horst Bartnitzky, Ulrich Hecker, Christina Mahrhofer-Bernt (Hrsg.)
Frankfurt / M. 2011

PDF-Dateien für Windows  
und Macintosh sowie
TrueType-Fonts (ttf )



Als Mitglied im Grundschulverband 

… unterstützen Sie unsere Ziele:  
»Die pädagogisch begründeten Ansprüche 
der Kinder dieser Schulstufe zu vertreten, die 
Grundschulpädagogik weiter zu entwickeln  
und die Stellung der Grundschule im öffentlichen 
Bildungswesen zu verbessern.« (aus der Satzung)

… erhalten Sie jährlich zwei neue Bände der  
Reihe »Beiträge zur Reform der Grundschule«  

… erhalten Sie viermal jährlich die 40-seitige 
Mitgliederzeitschrift »Grundschule aktuell« mit 
Beiträgen zur Bildungspolitik, aus der Grundschul
forschung und zur pädagogischen Praxis

… können Fortbildungsveranstaltungen 
des GSV stets zu ermäßigten Tagungsgebühren 
besucht werden.

Ich beantrage die Mitgliedschaft im Grundschulverband e. V. 
Als Mitglied erhalte ich jährlich zwei neue Mitgliedsbände aus der  
Reihe »Beiträge zur Reform der Grundschule« sowie die Vierteljahres
zeitschrift »Grundschule aktuell« jeweils nach Fertigstellung kostenfrei 
zugesandt.

Den angekreuzten Betrag

  Jahresmitgliedsbeitrag: 66,– €

  Ermäßigter Beitrag (bitte belegen!): 39,– € 
(für Studierende, Arbeitslose, LehramtsanwärterInnen)	

  Förderbeitrag: mindestens 39,– € 
(keine Mitgliedsbände, nur Zeitschrift – für Pensionäre, die weiter-
hin aktuell informiert werden wollen und andere Förderer, die die 
Arbeit des Grundschulverbandes unterstützen möchten)

zahle ich    nach Erhalt der Jahresrechnung    per Bankeinzug 

Konto Nr. _ ________________   Bankleitzahl ��������������������

Bankname �������������������������������������������������

Name �����������������������������������������������������

Straße und Hausnummer �������������������������������������

PLZ und Ort ������������������������������������������������
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Beitrittserklärung

An den 
Grundschulverband
Niddastraße 52 
60329 Frankfurt/Main

Sie können sich auch im Internet anmelden:
www.grundschulverband.de

oder per Fax 0 69 / 7 07 47 80

Für Ihren Beitritt zum Grundschulverband 
halten wir folgendes Werbeangebot für Sie 
bereit:
(Bitte nur eine der beiden Möglichkeiten 
ankreuzen!)

  Als neues Mitglied im Grundschulverband  
wünsche ich mir den Band                          
als Aufnahmegeschenk.

  Oben genanntes Mitglied habe ich für den 
Grundschulverband geworben.  
Als Werbeprämie senden Sie mir bitte den 
Band                         an folgende Anschrift:
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